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Begründung des Bebauungsplanes 
 

I. Planungsgegenstand und Planungsziele, Bestandsdarstellung 
 
I / 1. Lage des Planungsgebietes 
 
I / 1.1 Regionale Einordnung 
 

 
Darstellung auf der Grundlage von Daten des Landes Brandenburg 

 
Das Plangebiet liegt im OT Mühlenbeck der Gemeinde Mühlenbecker Land, Landkreis Oberhavel, Land 
Brandenburg, nördlich der Bundeshauptstadt Berlin. 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land, bestehend aus den Ortsteilen Mühlenbeck, Schildow, Schönfließ 
und Zühlsdorf, hat ca. 15.000 Einwohner (09/2017). Ein Anteil von ca. 4.100 EW lebt im OT Mühlen-
beck, zu dem auch Summt gehört. Die Gemeinde gehört zum Landkreis Oberhavel. 
Südwestlich grenzt die Gemeinde Glienicke / Nordbahn an. Weitere Nachbarn sind die Stadt Hohen 
Neuendorf und die Gemeinde Birkenwerder im Westen, die Stadt Oranienburg im Norden, die Gemein-
de Wandlitz im Osten und das Land Berlin im Südosten. Das nächstgelegene Mittelzentrum ist Orani-
enburg. 
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I / 1.2 Lage des Plangebietes im Gemeindegebiet 
 
Das Plangebiet liegt nördlich der Autobahn A10 Berliner Ring in der Gemeinde Mühlenbecker Land, OT 
Mühlenbeck im Osten von Summt. 
 

 
Darstellung unter Verwendung von Daten des Landes Brandenburg 
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I / 1.3 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 

Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 233, 234 (teilweise) und 90/10 der Flur 15 der Gemarkung Müh-
lenbeck mit einer Größe von insgesamt ca. 0,42 ha. Es umfasst die nördliche Teilfläche des Katzenste-
ges sowie eine unbebaute Fläche, die nordöstlich daran angrenzt. Die Umgrenzung des Plangebietes 
ist im beiliegenden Lageplan dargestellt. 
 
Auszug aus der Liegenschaftskarte und des Luftbildes mit Umgrenzung des Plangebietes 
 

 

   Umgrenzung des Plangebietes 
 
 
 
I / 2. Planungserfordernis, Planungsziele 
 
Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die bauliche Nutzung des 
Plangebietes als allgemeines Wohngebiet sowie die Sicherung der Erschließung. 
 
Der im Plangebiet liegende Abschnitt des Katzensteges befindet sich bisher in privatem Eigentum. Das 
Straßenflurstück ist 12m breit. Auf diesem Straßenflurstück im Plangebiet und auf einer angrenzenden 
Fläche eines Wendeplatzes für dreiachsige Lkw auf dem Flurstück 234 ist bisher ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht zu Gunsten der Erschließung des Wohnbaugrundstücks nordwestlich des Plangebietes 
und der Erholungsgrundstücke westlich des Plangebietes eingetragen.  
Die für die öffentliche Erschließung erforderliche Fläche soll im aufzustellenden Bebauungsplan als 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt werden. Hierdurch wird die Erschließung sowohl im Plangebiet als 
auch für die umgebenden Grundstücke planungsrechtlich gesichert. 
 
Die Planung ist erforderlich, da die beabsichtigte bauliche Nutzung im Plangebiet bisher planungsrecht-
lich nicht zulässig ist. 
 
 
I./ 3. Planverfahren, Umweltprüfung 
 

I./3.1  Rechtliche Voraussetzungen für die Aufstellung eines Bebauungsplanes  
 nach §13a BauGB 
 
Der geplante Bebauungsplan soll als Planungsmaßnahme der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach §13a BauGB aufgestellt werden.  
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Gemäß BauGB wird für Bebauungspläne der Innenentwicklung gemäß §13a BauGB folgendes gere-
gelt: 

(1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren 
nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der 
Baunutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 
 
1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in 
einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzu-
rechnen sind, …oder 
 
2. 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlä-
gigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die 
Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umwelt-
auswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprü-
fung des Einzelfalls); die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbe-
reiche durch die Planung berührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteili-
gen. Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grund-
fläche festgesetzt, ist bei Anwendung des Satzes 2 die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung 
des Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausge-
schlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die ei-
ner Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist 
auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
 
(2) Im beschleunigten Verfahren 
1. gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entspre-
chend; 
2. kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch auf-
gestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städte-
bauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennut-
zungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen; 
3. soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben 
in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden; 
4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig.  
 
(3) Bei Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren ist ortsüblich bekannt zu 
machen,  
1. dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 aufgestellt werden soll, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 einschließlich 
der hierfür wesentlichen Gründe, und  2. wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die 
Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann, sofern keine frühzeitige 
Unterrichtung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 stattfindet.  
Die Bekanntmachung nach Satz 1 kann mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 2 Abs. 1 
Satz 2 verbunden werden. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 erfolgt die Bekanntmachung 
nach Satz 1 nach Abschluss der Vorprüfung des Einzelfalls.  
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Änderung und Ergänzung eines Bebauungs-
plans. 
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I./3.2 Begründung der Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung  
 im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB 
 
§13a BauGB Absatz 1 Satz 1 regelt: 
Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt werden.  
 
Das Plangebiet umfasst eine 
Fläche im Siedlungsbereich 
Summt, die im Nordwesten, 
Süden und Osten an Wohn-
baugrundstücke anschließt. 
Im Südwesten schließen 
Erholungsgrundstücke an, im 
Norden grenzt das Plange-
biet an einer Schmalseite an 
den freien Landschaftsraum. 
Der aufzustellende Bebau-
ungsplan dient die Nachver-
dichtung im Siedlungsgebiet 
von Summt. 
 

   vorhandene  
           Wohnnutzung 

vorhandene 
Erholungsnutzung 

   vorhandener Garten 

 

 
 

 Umgrenzung des Plangebietes 
 

 
 
§13a BauGB Absatz 1 Satz 2 regelt: 
     Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm 

eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine 
Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 

     1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die 
in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, 
mitzurechnen sind, (…) 

 
Größe des Plangebietes:       ca. 0,42ha 
Größe der geplanten Baugebietsfläche WA     ca. 0,34 ha 
Geplantes Maß der baulichen Nutzung             II VG und GRZ 0,2 
Maximal mögliche Grundfläche gemäß §19(2)BauNVO WA:  
0,34 ha x 0,2 = ca. 0,07 ha =           700 m² 
 
Die geplante Grundfläche gemäß §19(2) BauNVO liegt mit max. 700 m² erheblich unterhalb des 
Schwellenwertes gemäß §13a von 20.000 m². 
 
Eine mögliche kumulierende Wirkung mit weiteren Bebauungsplangebieten besteht nicht. 
 
 
 Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die 

Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 
Landesrecht unterliegen. 

 

Anlagen und Nutzungen, die auf Grund ihrer erheblichen Auswirkungen einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, sind in Wohngebieten nach der Art der baulichen Nutzung nicht zulässig.  
Demnach begründet der aufzustellende Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 
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Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträch-
tigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen.  
 
§1(6) Nr. 7b BauGB betrifft folgende Belange: 

b)   die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes, 

 

(siehe hierzu auch unter II. / 2.3) 
Das Plangebiet liegt nicht in einem Natura 2000-Gebiet.  
Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet ist das FFH Tegeler Fließtal, welches in der kürzesten Dis-
tanz mit ca. 400m Entfernung östlich des Plangebietes liegt. Zwischen dem Plangebiet und dem FFH 
liegen die Liebenwalder Straße mit erheblichem Verkehrsaufkommen und das Summter Siedlungsge-
biet. Im geplanten allgemeinen Wohngebiet sind keine Nutzungen möglich, die durch erhebliche Emis-
sionen (z. B. Lärm, Staub, Schadstoffe über Luft oder Wasser, Erschütterungen) in das FFH hineinwir-
ken könnten. 
Aus diesen Gründen sind keine erheblichen Auswirkungen des geplanten Wohngebietes auf das FFH 
Tegeler Fließtal zu erwarten. Weitere Natura-200 Gebiete sind im möglichen Einwirkungsbereich des 
Plangebietes nicht vorhanden.  
 
 
Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schwe-
ren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
 
Im Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), das durch Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert 
worden ist, ist hierzu geregelt: 
 
§ 50 Planung 
Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen 
im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene 
Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf 
sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, 
Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders 
empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. 
 
Bei den im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen (allgemeines Wohngebiet) handelt es sich nicht um 
„Betriebe der unteren Klasse“ oder „Betriebe der oberen Klasse“ gemäß Artikel 3 der Seveso-III-
Richtlinie oder um eine störfallrelevante Errichtung oder einen störfallrelevanten Betrieb oder Betriebs-
bereich im Sinne des § 3 (5) BImSchG. 
 
Nach Angaben auf der Webseite des Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 
https://www.metaver.de/kartendienste?lang=de&topic=anbieter&bgLayer=webatlasde_light&X=584623
1.46&Y=794311.75&zoom=9&language=ger||bimschg||1.3.0||&layers_visibility=false,false,false,false,fal
se,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false (letzter 
Zugriff 12.07.2017) befinden sich in der Umgebung des Plangebietes keine nach dem Bundesimmissi-
onsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen Anlagen und somit auch keine störfallrelevanten Betriebe 
oder Betriebsbereiche. 
 
Gemäß §13a(2)3. BauGB soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung einem Bedarf an Investi-
tionen zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastruk-
turvorhaben in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden 
 

Der aufzustellende Bebauungsplan dient der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes und der planungsrechtlichen Sicherung der Erschlie-
ßung. Hiermit wird ein Beitrag zur Deckung des Bedarfes an Wohnungen und an selbst genutztem 
Wohneigentum in der Mühlenbecker Land geleistet.  
Mit der beabsichtigten planungsrechtlichen Festsetzung der vorhandenen Erschließung umfasst der 
aufzustellende Bebauungsplan auch ein Infrastrukturvorhaben. 
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I / 4. Vorhandene Nutzungen und Bebauung  
 
I / 4.1 Vorhandene Nutzungen im Plangebiet  
 

Blick in das Plangebiet vom Katzensteg aus 
Das Plangebiet umfasst eine bisher als Garten genutzte Fläche. Gebäude sind im Plangebiet bisher 
nicht vorhanden. 
 
 
I / 4.2 Bebauung in der Umgebung des Plangebietes 
 

 
Das Plangebiet umfasst eine Fläche im Siedlungsbereich Summt, die im Nordwesten, Süden und Osten 
an Wohnbaugrundstücke anschließt. Im Südwesten schließen Erholungsgrundstücke an, im Norden 
grenzt das Plangebiet an einer Schmalseite an den freien Landschaftsraum. 
Die Umgebungsbebauung des Plangebietes ist weitgehend ein- bis zweigeschossig, wobei sich das 
zweite Vollgeschoss gegebenen Falls in einem Dachraum befindet.  
 

Wochenendhäuser am Katzensteg westlich des Plangebietes 
 

 
Wohnbebauung nordwestlich des Plangebietes 

 
Wohnbebauung südlich des Plangebietes (Blick vom 
Plangebiet) 
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Wohnbebauung südwestlich des Plangebietes 

 
an der Liebenwalder Straße gegenüber der Ausfahrt 
Katzensteg 

 
I / 5. Erschließung 
 

I / 5.1 Straßenseitige Erschließung 
 
 
Das Plangebiet ist über den Katzensteg erschlossen. Innerhalb des Plangebietes ist der Katzensteg 
eine private Verkehrsfläche, von der in westlicher Richtung schmale private Erschließungsstiche ab-
zweigen, die dort befindliche Erholungsgrundstücke erschließen. Im Plangebiet befindet sich eine Wen-
defläche, die durch bestehende Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gesichert ist. Hier erfolgt das Wenden 
der Müll- und Recyclingfahrzeuge und der Feuerwehr. 
Das Wegeflurstück des Katzensteges ist im Bereich des Plangebietes 12m breit. Die Fahrbahn ist mit 
Schotter befestigt. Es sind einzelne Bäume innerhalb des Straßenraumes vorhanden. 
 

 
Katzensteg im Bereich des Plangebietes, Blick nach 
Süd 

 
Wendeplatz am Katzensteg innerhalb des Plangebietes 
- Blick nach Ost 

 
Blick in den südlichen privaten Erschließungsstich, der 
vom Katzensteg im Bereich des Plangebietes abzweigt 
und westlich gelegene Erholungsgrundstücke er-
schließt 

Blick in den nördlichen privaten Erschließungsstich, 
der vom Katzensteg im Bereich des Plangebietes 
abzweigt und westlich gelegene Erholungsgrundstücke 
erschließt 
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nöördlicher Teil des Katzensteges, Blick nach 
Nord 

südöstlicher Teil des Katzensteges, Blick nach 
Ost 

Zufahrt des Katzensteges zur Liebenwalder Straße Blick nach Ost 
 
 
I / 5.2 Ver- und Entsorgung 
 

I /5.2.1 Abfallentsorgung 
 

Der Landkreis Oberhavel ist zuständiger Entsorgungsträger für die Abfallentsorgung sowie für die 
Wertstoffentsorgung.  
Für das geplante Wohngebiet sind die Abfall- und Wertstofftonnen zum Entsorgungszeitpunkt an dem 
für das Müllfahrzeug befahrbaren Katzensteg durch die Grundstücksnutzer bzw. deren Beauftragte 
aufzustellen und nach erfolgter Entleerung wieder auf das jeweilige Grundstück zurückzubringen.  
Im Entwurf des Bebauungsplanes ist im Plangebiet eine Wendefläche für das dreiachsige Müllfahrzeug 
mit einem Wenderadius von 6m berücksichtigt.  
 
 
I /5.2.2 Leitungsgebundene Ver- und Entsorgung 
 
Für die zukünftig geplante bauliche Nutzung im Plangebiet sollen die Anschlussmöglichkeiten an die 
zentralen Ver- und Entsorgungsnetze für Elektroenergie, Frischwasser und Schmutzwasser vom Kat-
zensteg aus genutzt werden. 
Soweit die Löschwasserversorgung nicht über das Frischwassernetz gewährleistet werden kann, ist 
hierfür im Rahmen der Umsetzung der Planung durch andere geeignete Maßnahmen (z. B. Löschwas-
serbrunnen, Löschwassertanks) Sorge zu tragen. Im Katzensteg ist im Plangebiet ein Hydrant H 80 
vorhanden.  
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 

„2. Belange des vorbeugenden Brandschutzes 
2.1 Weiterführende Hinweise 
2.1.1Allgemein 
Die Löschwasserversorgung ist entsprechend dem Brandenburgischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz 
vom 24.05.2004 unter Beachtung des Regelwerkes „Wasserversorgung“ Rohrnetz / Löschwasser, Arbeits-
blatt 405 zu gewährleisten. 
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Für die Gewährleistung einer schnellen und intensiven Brandbekämpfung sind mindestens 48 m³ pro Stunde 
Löschwasser für die Dauer von mindestens zwei Stunden bereitzustellen. 
Die Löschwasserentnahmestellen sollen untereinander nicht mehr als 150 m entfernt sein. Die Entfernung der 
Löschwasserentnahmestellen zum Objekt sollte 300 m nicht überschreiten. 
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens entsprechend zu 
berücksichtigen. Im Katzensteg ist im Plangebiet ein Hydrant H 80 vorhanden. 
 
 
Die Wasser Nord GmbH & Co KG teilte mit Schreiben vom 08.12.2017 zum Entwurf des Bebauungs-
planes mit: 

„am oben genannten Standort unterhält die Wasser Nord GmbH &Co. KG bereits Anlagen zur Trinkwasser-
versorgung. Das Gebiet wird aus diesen Leitungen versorgt. 
Wir unterhalten eine Trinkwasserleitung auf dem Flurstück 90/10 im Flur 15. Diese dient der Versorgung der 
Grundstücke nordwestlichen des B-Plangebietes. Sollte dieses Flurstück weiterhin in privatem Besitz bleiben, 
möchten wir eine Dienstbarkeit eintragen lassen. 
Die Straßenkappen sind an die neuen Geländehöhen anzugleichen. Unsere Anlagen dürfen nicht überbaut 
werden, um jederzeit die Zugängigkeit sicherzustellen. 
Wenn Sie Kenntnis über nicht verzeichnete Anlagen erlangen, bitte wir um eine unverzügliche Information. 
Veränderungen an unseren Anlagen sind nur mit unserer ausdrücklichen Zustimmung vorzunehmen. Die er-
teilte Leitungsauskunft ist unverbindlich und vor Ort durch Bestandsvermessung und Suchschachtung nach-
zuprüfen. 
Die Vorschriften zum Schutz der Rohrnetzanlagen für die Trinkwasserversorgung sind unbedingt einzuhalten. 
Dieses Schreiben hat eine Gültigkeit von einem Jahr. Es wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift 
gültig.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise werden in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Sie 
sind bei der Realisierung des Vorhabens zu beachten.  
Im Lageplan, welcher der Stellungnahme beilag, waren Leitungen und Anlagen des Unternehmens im 
Bereich des Katzenstegs dargestellt. 
Der Lageplan und die Vorschriften zum Schutz der Rohrnetzanlagen können bei der Gemeindeverwal-
tung eingesehen werden. 
Mit der Festsetzung des Abschnitts des Katzensteges, der innerhalb des Plangebietes liegt, als private 
Straßenverkehrsfläche wird dem bisherigen Rechtszustand der betreffenden Straßenverkehrsfläche 
Rechnung getragen. Es handelt sich auch bisher um eine private Straßenverkehrsfläche.  
Mit der Festsetzung als Straßenverkehrsfläche und Widmung als Anliegerstraße ist auch das Verlegen 
von Ver- und Entsorgungsleitungen zulässig. Die Möglichkeit darüber hinaus auf privatrechtlicher Basis 
Baulasten einzutragen, ist hiervon unbenommen. 
 
 
Der Zweckverband Fließtal teilte mit Schreiben vom 27.11.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
mit: 

„die uns in o.g. Anfrage überreichten Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 30 in Mühlenbeck nehmen wir dan-
kend zur Kenntnis. Gegen das geplante Bauvorhaben bestehen unsererseits keine Einwände. 
Wir weisen aber darauf hin, dass eine mögliche Beschädigung unserer Entwässerungsanlagen durch Ihre 
Planung auszuschließen ist. Im dargestellten Bereich befinden sich Schmutzwasser-Freispiegelkanäle DN 200 
aus Stzg. mit den entsprechenden Grundstücksanschlüssen Stzg. DN 150 sowie Druckleitungen DN 80 und 
DN 50 PE-HD um deren Beachtung wir bitten. 
Zur Zeit ist eine Erschließung des o. g. Wohngebietes nicht gesichert. Es ist gegebenenfalls ein Erschlie-
ßungsvertrag erforderlich. Über den Vertrag wäre dann die Erschließung gesichert. Der Vertrag ist mit dem 
Zweckverband „Fließtal" rechtzeitig abzuschließen.  
Die Details für die Erschließungsmöglichkeiten sind mit uns abzustimmen. 
Sämtliche Arbeiten die im Bereich des Zweckverbandes „Fließtal" vorgenommen werden sollen, sind in der 
Planungsphase anzuzeigen und abzustimmen, sofern die Belange des Zweckverbandes betroffen werden. Für 
eine schriftliche Stellungnahme müssen bis zu sechs Wochen eingeplant werden.  
Zur Bearbeitung von Stellungnahmen benötigen wir folgende Unterlagen: 
- Übersichtsplan Maßstab 1 :25.000 oder 1:10.000 
- Lagerplan mit Gemarkungs-, Flur-, Flurstücksnummern und -grenzen sowie Nordpfeil im Maßstab 1 :500 u. 
evtl. Schnittdarstellungen 
Bestandsunterlagen sind mindestens 14 Tage vor dem geplanten Baubeginn einzuholen und der Bauunter-
nehmer hat sich mit den örtlichen Gegebenheiten vertraut zu machen. 
Aufgrabungen jeder Art sind beim Zweckverband „Fließtal" mindestens 1 Woche vor Baubeginn schriftlich per 
Fax oder E-Mail mitzuteilen. Die Aufgrabmeldung / Anzeige ist mit dem Datum des Baubeginns sowie -ende zu 
versehen. 
Die Bestandspläne müssen vor Ort liegen. Überreichte Pläne sind ab Ausstelldatum 3 Monate gültig. 
Unmittelbar vor Baubeginn sind aktuelle Planauskünfte einzuholen. Es ist eine Aufgrabmeldung / Anzeige mit 
Datum Baubeginn und -ende zu schicken. 
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Der gesamte nähere Bereich der möglichen Leitungstrasse ist von Hand auszuschachten, um eine Beschädi-
gung der Leitungen zu vermeiden. Es sind Suchschachtungen im Abstand von je 2,5 m auszuführen. Das 
Bauunternehmen ist verpflichtet durch Suchschachtungen die Leitungslage zu finden. 
Beschädigungen an unseren Anlagen sind zu vermeiden und gegebenenfalls uns umgehend mitzuteilen. 
Folgende Ansprechpartner stehen Ihnen werktags in der Zeit von 7 - 16 Uhr zur Verfügung: 
Herr Butto (Technische Leiter) 0172-7061924 
Herr Vocke (Sachbearbeiter ADL/PW) 0172-7061925 
Frau Hausding (Sachbearbeiter Kanal) 0172-7061927 
Außerhalb der Dienstzeit wenden Sie sich bitte an folgende Notrufnummer: 0800-5070800 
Die Beauftragten des Zweckverbandes .Fließtal" haben das Recht die Baustellen jederzeit zu kontrollieren und 
Anweisungen zum Schutz der Anlagen zu geben. Den Anweisungen der Beauftragten vom Zweckverband 
„Fließtal" ist Folge zu leisten. Bei festgestellten Schäden an unseren Anlagen dürfen diese nur durch unsere 
Vertragsfirma wieder behoben werden. Die Reparaturkosten gehen dann zu Lasten des Verursachers, sofern 
der Schaden im ursächlichen Zusammenhang mit den Bauarbeiten steht. 
Nachfolgend aufgeführte Richtlinien zum Schutz der vorhandenen Schmutzwasser- und Regenwasser 
- Anlagen sind zu beachten: 
1.  Ausschachtungen in der Nähe unserer Anlagen dürfen nur von Hand ausgeführt werden. Hinweise für das 
Vorhandensein von Abwasser- Regenwasserleitungen können Schächte, Beschilderungen u. Straßenkappen 
im Erdreich sein. 
2.  Im unmittelbaren Baubereich sind Druckrohrleitungen vor Beginn der Arbeiten freizulegen und zu dokumen-
tieren. Die beauftragen des Zweckverbandes .Fließtal" müssen eine Freigabe erteilen. 
3.  Bei Spülbohrverfahren, Erdankerbohrungen, Bohrpressverfahren u.s.w. sind alle querenden Leitungen vor 
Baubeginn freizulegen und zu dokumentieren. Es ist davon auszugehen, dass jedes selbständige Grundstück 
über eine Entsorgungsleitung verfügt. Bei Unklarheiten dürfen die o. g. Arbeiten nicht ausgeführt werden und 
es ist umgehend mit den Technikmitarbeitern ein Ortstermin zu vereinbaren. 
4.  Bei Kreuzungen der Kanalisation darf deren Standfestigkeit nicht beeinträchtigt werden – es ist eine gut 
verdichtete Sandbettung zwischen den neuen Anlagen und der Abwasser-Regenwasserleitung einzubringen. 
5.  Bei Parallelverlegung beträgt der lichte Abstand innerhalb von Ortschaften in öffentlichen Verkehrsflächen 
mindestens 0,4m und bei Kreuzungen ist ein Mindestabstand von 0,2m einzuhalten. Sollte es aus bestimmten 
Gründen nicht möglich sein, den Abstand einzuhalten, so müssen besondere Schutzmaßnahmen getroffen 
werden, die von unserem zuständigen Sachgebiet Technik bei einer örtlich stattfindenden Besprechung fest-
gelegt werden. 
6.  Unsere Anlagen und zur Anlage gehörende Einrichtungen dürfen nicht überbaut noch durch Gerüste, Krä-
ne, Container oder Ähnliches verstellt werden oder von Gegenständen dauerhaft belastet werden. Können Sie 
dies nicht garantieren dann wenden Sie sich bitte an den Zweckverband „Fließtal" mindestens sieben Tage 
vor Arbeitsbeginn schriftlich per E-Mail an info@zv-fliesstal.de oder per Fax an 03303-29771-17. 
7.  Hinweisschilder oder andere Markierungen dürfen nicht verdeckt, versetzt oder entfernt werden 8. Das Be-
pflanzen einer Trasse mit tiefwurzelnden Bäumen und Sträuchern ist nur mit einem lichten Abstand von min-
destens 2,50 m zwischen dem Stamm und der Versorgungsleitung gestattet. Bei Unterschreitungen können 
Sicherungsmaßnahmen notwendig werden, die mit den Beauftragten des Zweckverbandes .Fließtal" abzu-
stimmen sind. Wurzelschutz aus Folie ist nicht zulässig! 
9.  Nach Beendigung der Baumaßnahmen sind die an der Oberfläche befindlichen Kappen, Rahmensteine, 
Umpflasterungen u.a. ordnungsgemäß wiederherzustellen.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu beachten.  
Im Lageplan, der der Stellungnahme beilag, waren sowohl eine Abwasserdruckleitung als auch eine 
Freigefälleleitung im Katzensteg dargestellt. 
Für das Plangebiet wurde wegen fehlender Bebauung auf Antrag der Grundstückseigentümer eine 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang der zentralen Schmutzwasserentsorgungsanlagen 
gewährt, die spätestens mit der baulichen Nutzung der betreffenden Grundstücksfläche endet.  
Es wird davon ausgegangen, dass im Fall der zweckentsprechenden baulichen Nutzung im geplanten 
allgemeinen Wohngebiet der Anschluss an die zentrale Schmutzwasserentsorgung entsprechend der 
betreffenden Satzung erfolgen wird. 
 
 
Die E.DIS AG teilte mit Schreiben vom 24.11.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 
  

„hiermit erhalten Sie unsere grundsätzliche Zustimmung zum o. g. Bebauungsplan. 
Da keine direkten Belange der E.DIS durch den Planentwurf betroffen sind, bestehen unsererseits keine Ein-
wendungen. 
Im Plangebiet befinden sich Leitungen und Anlagen unseres Unternehmens. 
Als Anlage übersenden wir Ihnen Planunterlagen mit unserem Anlagenbestand. Diese Unterlage dient nur als 
Information und nicht als Grundlage zum Durch-führen von Bauarbeiten. Wir bitten unseren Anlagenbestand 
jedoch bei der weiteren Planung zu berücksichtigen Die Erschließung der neuentstehenden Bebauung ist aus 
dem bestehenden Versorgungsnetz im Katzensteg möglich.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu beachten. Im 
Lageplan, welcher der Stellungnahme beilag, waren Leitungen und Anlagen des Unternehmens im 
Bereich des Katzensteges sowie Hausanschlüsse dargestellt. Der Lageplan kann bei der Gemeinde-
verwaltung eingesehen werden. 
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Die EMB Energie Mark Brandenburg GmbH (Antwort NBB) teilte mit Schreiben vom 22.11.2017 zum 
Entwurf des Bebauungsplanes mit: 

„die WGI GmbH wird von der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfolgend NBB ge-
nannt) beauftragt, Auskunftsersuchen zu bearbeiten und handelt namens und in Vollmacht der NBB. Die NBB 
handelt im Rahmen der ihr übertragenen Netzbetreiberverantwortung namens und im Auftrag der GASAG 
Berliner Gaswerke AG, der EMB Energie Mark Brandenburg GmbH, der Stadtwerke Belzig GmbH, der Gas-
versorgung Zehdenick GmbH, der SpreeGas Gesellschaft für Gasversorgung und Energiedienstleistung mbH, 
der NGK Netzgesellschaft Kyritz GmbH, der Netzgesellschaft Hohen Neuendorf (NHN) Gas mbH & Co.KG, 
der Rathenower Netz GmbH, der Stadtwerke Forst GmbH und der Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH & Co. 
KG. 
Es wird hiermit ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die in den beigefügten Planunterlagen enthaltenen An-
gaben und Maßzahlen hinsichtlich der Lage und Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss 
gerechnet werden. Dabei ist zu beachten, dass erdverlegte Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und da-
her nicht auf dem kürzesten Weg verlaufen. Darüber hinaus sind aufgrund von Erdbewegungen, auf die die 
NBB keinen Einfluss hat, Angaben zur Überdeckung nicht verbindlich. Die genaue Lage und der Verlauf der 
Leitungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, Querschläge, Suchschlitze, 
Handschachtungen usw.) festzustellen. 
lm unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf den Einsatz von Maschinen zu verzichten und in Handschachtung 
zu arbeiten.  
Die abgegebenen Planunterlagen geben den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung wieder. Es ist da-
rauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer das Antwortschreiben mit aktuellen farbigen Planunterla-
gen vor Ort vorliegt. Digital gelieferte Planunterlagen sind in Farbe auszugeben. Bitte prüfen Sie nach Ausga-
be die Maßstabsgenauigkeit. Die Auskunft gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für eigene 
Leitungen der NBB, so dass gegebenenfalls noch mit Anlagen anderer Versorgungsunternehmen und Netzbe-
treiber zu rechnen ist, bei denen weitere Auskünfte eingeholt werden müssen. 
Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus den Planunterlagen ist nicht zulässig. Stillgelegte Leitungen 
sind in den Plänen nicht oder nur unvollständig enthalten. 
Eine Versorgung des Planungsgebietes ist grundsätzlich durch Nutzung der öffentlichen Erschließungsflächen 
unter Beachtung der DIN 1998 herzustellen. Darüber hinaus notwendige Flächen für Versorgungsleitungen 
und Anlagen sind gemäß § 9 Abs. 1 Bau GB im Bebauungsplan festzusetzen.  
Nach Auswertung des Bebauungsplans und der entsprechenden Begründung ist folgendes zu beachten bzw. 
in die weitere Planung einzuarbeiten: 
Bei Baumpflanzungen ist ohne Sicherungsmaßnahmen ein Abstand zu Leitungen von mindestens 2,5 m von 
der Rohraußenkante und Stromkabel zu den Stammachsen einzuhalten. Bei Unterschreitung dieses Abstan-
des sind in Abstimmung mit der NBB Schutzmaßnahmen festzulegen. Ein Mindestabstand von 1,5 m sollte je-
doch in allen Fällen angestrebt werden. Bei Unterschreitung dieses Abstandes sind nur flach wurzelnde Bäu-
me einzupflanzen, wobei gesichert werden muss, dass beim Herstellen der Pflanzgrube der senkrechte Ab-
stand zwischen Sohle Pflanzgrube und Oberkante unserer Leitungen und Kabel mindestens 0,3 m beträgt. 
Weiter ist zwischen Rohrleitung/ Kabel und zu dem pflanzenden Baum eine PVC-Baumschutzplatte einzubrin-
gen. Der Umfang dieser Einbauten ist im Vorfeld protokollarisch festzuhalten. Beim Ausheben der Pflanzgrube 
ist darauf zu achten, dass unsere Leitungen/ Kabel nicht beschädigt werden. 
Wir weisen darauf hin, dass bei notwendigen Reparaturen an der Leitung / Kabel der jeweilige Baum zu Las-
ten des Verursachers der Pflanzung entfernt werden muss. 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder der Arbeitsraum den dargestellten 
räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen. 
Anlage(n): Plan (Maßstab 1:500 / Plangröße DIN A2); Leitungsschutzanweisungen; Legende Gas“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu beachten.  
Im Lageplan, welcher der Stellungnahme beilag, waren im Bereich des Katzensteges Leitungen und 
Anlagen des Unternehmens dargestellt. Der Lageplan und die Leitungsschutzanweisungen können bei 
der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. 
Die Festsetzung von Flächen für Versorgungsleitungen und Anlagen gemäß § 9 Abs. 1 Bau GB ist im 
vorligenden Bebauungsplan nicht erforderlich, da diese auf der geplanten Straßenverkehrsfläche sowie 
innerhalb der geplanten Baugebietsflläche nach §14(2) BauNVO bereits zulässig sind. 
 
 
Die GDMcom mbH teilte mit Schreiben vom 29.11.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 

„GDMcom ist vorliegend als von der ONTRAS Gastransport GmbH, Leipzig („ONTRAS") und der VNG Gas-
speicher GmbH, Leipzig („VGS"), beauftragtes Dienstleistungsunternehmen tätig und handelt insofern namens 
und in Vollmacht der ONTRAS bzw. der VGS.  
Ihrer Anfrage entsprechend teilen wir Ihnen mit, dass o. a. Vorhaben keine vorhandenen Anlagen und keine 
zurzeit laufenden Planungen der ONTRAS und der VGS berührt.  
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben.“ 

 
Die 50hertz Transmission GmbH teilte mit Schreiben vom 17.11.2017 zum Entwurf des Bebauungs-
planes mit: 

„Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 50Hertz 
Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, 
Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant sind.  
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz 
Transmission GmbH.“ 
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Die Deutsche Telekom Technik GmbH teilte mit Schreiben vom 02.01.2018 zum Entwurf des Bebau-
ungsplanes mit: 

„die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsbe-
rechtigte i.S.v. §68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu dem o. g. Sachverhalt nehmen wir 
wie folgt Stellung: 
lm Planbereich befinden sich bereits Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus beigefügtem Plan er-
sichtlich ist. Die Er-richtung neuer Telekommunikationslinien durch Telekom ist zurzeit nicht geplant.  
Folgende fachliche Hinweise bitten wir in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
Zur Versorgung des Plangebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung 
neuer Telekommunikationslinien innerhalb und ggf. auch außerhalb des Plangebietes erforderlich. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des Plangebietes mit 
Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinier-
ten Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. 
Wir bitten daher sicherzustellen. dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet 
die ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der Verkehrswege möglich ist, eine rechtzeitige und 
einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen wird und 
eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für den Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt und 
die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommunikationsinfrastruktur in Lage und Verlauf 
nicht mehr verändert werden. 
Wir bitten, entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB nicht öffentlich gewidmete Flächen, die zur Versorgung mit 
Telekommunikationslinien benötigt werden, mit einem Leitungsrecht zu belasten festgesetzt werden und im 
zweiten Schritt eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der Telekom Deutsch-
land GmbH, Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut eingetragen wird: 
"Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht 
auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer Nut-
zungsbeschränkung." 
Weiterhin bitten wir, das der Erschließungsträger verpflichtet wird, in Abstimmung mit uns im erforderlichen 
Umfang Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Verfü-
gung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Tele-
kom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu sichern. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit den Baumaßnah-
men der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen der 
Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindes-
tens 4 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
Die Sicherung der zu verlegenden Telekommunikationslinien auf den einzelnen Grundstücken erfolgt über den 
Abschluss eines Grundstück-Nutzungsvertrag (GNV) gemäß § 45a Telekommunikationsgesetz (TKG) mit dem 
jeweiligen Eigentümer. 
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener Telekommunikationslinien im Bauge-
biet. Je nach Aus-gang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hinter-
grund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer Tele-
kommunikations-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu ver-
zichten. Die Versorgung der Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 
Bitte senden Sie uns umgehend nach Bekanntwerden einen aktualisierten Bebauungsplan mit Informationen 
zu den vorgesehenen Straßennamen und Hausnummern für geplantes Neubaugebiet zu. Diese Angaben sind 
unbedingt notwendig, um zu gewährleisten, dass ein Kunde rechtzeitig Telekommunikations-produkte buchen 
kann. 
(…) 
Anlage: Lageplan, Anweisungen zum Schutz unterirdischer Telekommunikationslinien und -anlagen der Telekom Deutsch-
land GmbH bei Arbeiten Anderer“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet gemäß nachfol-
gender Abwägung zu beachten. 
Im Lageplan, welcher der Stellungnahme beilag, waren Leitungen und Anlagen des Unternehmens im 
Bereich des Katzenstegs sowie Hausanschlüsse der um-gebenden Bebauung dargestellt. 
Der Lageplan und die „Anweisungen zum Schutz unterirdischer Telekommunikationslinien und –
anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei Arbeiten Anderer“ können bei der Gemeindeverwaltung 
eingesehen werden. 
Im Plangebiet liegt ein Abschnitt des Katzensteges, der hier den Charakter einer Sackgasse hat. Um 
das Wenden für das Müllfahrzeug und die Feuerwehr zu ermöglichen, wird eine zusätzliche Fläche als 
Wendeplatz festgesetzt.  
Mit der Festsetzung des Abschnitts des Katzensteges, der innerhalb des Plangebietes liegt, als private 
Straßenverkehrs-fläche wird dem bisherigen Rechtszustand der betreffenden Straßenverkehrs-fläche 
Rechnung getragen. Es handelt sich auch bisher um eine private Straßenverkehrsfläche.  
Mit der Festsetzung als Straßenverkehrsfläche und Widmung als Anliegerstraße ist auch das Verlegen 
von Ver- und Entsorgungsleitungen zulässig. Die Möglichkeit darüber hinaus auf privatrechtlicher Basis 
Baulasten einzutragen, ist hiervon unbenommen. 
Die Festsetzung von Flächen für Versorgungsleitungen und Anlagen gemäß § 9 Abs. 1 Bau GB ist im 
vorliegenden Bebauungsplan nicht erforderlich, da diese auf der geplanten Straßenverkehrsfläche so-
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wie innerhalb der geplanten Baugebietsflläche nach §14(2) BauNVO bereits zulässig sind. 
Der Bebauungsplan kann nach seinem In-Kraft-Treten auf der Webseite der Gemeinde eingesehen 
werden. Der Name des im Plangebiet befindlichen Straßenabschnitts (Katzensteg) ändert sich durch 
die vorliegende Planung nicht. Die Festlegung von Hausnummern ist nicht Gegenstand der Festset-
zungen eines Bebauungsplanes nach §9 BauGB. 
 
 
I / 5.3 Niederschlagsentwässerung  
 
Die Niederschlagsentwässerung des Plangebietes soll durch Versickerung des hier anfallenden Nie-
derschlagswassers über die belebte Bodenzone bzw. in Sickermulden im Plangebiet erfolgen. Der Ver-
sickerungsnachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.  
 
 
I / 5.4 Ruhender Verkehr 
 

Das Erfordernis und den Umfang der herzustellenden Stellplätze regelt die Satzung über die Herstel-
lung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land. Sie wird nachrichtlich in den 
vorliegenden Bebauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungspla-
nes bei. 
 
 
I / 5.5 Öffentlicher Personen-Nahverkehr 
 

Die nächstgelegenen Haltestellen des Regionalbusverkehrs (Buslinie 806) befinden sich am Seering 
ca. 5 Gehminuten vom Plangebiet entfernt. Die Buslinie verbindet das Plangebiet mit dem Ortszentren 
Mühlenbeck und Schildow, in denen sich Einrichtungen der Grundversorgung mit Gütern und Dienstlei-
tungen (Verbrauchermärkte, medizinische Praxen, Schulen, Hort, Sportanlagen, Bürgersaal, Gemein-
deverwaltung) der Gemeinde Mühlenbecker Land befinden. Die Buslinie fährt auch die S-Bahnstation 
Mühlenbeck-Mönchmühle und Hermsdorf an, an denen die Berliner S-Bahn verkehrt. 
 
 
I. / 6. Boden, Grundwasser 
 

I./ 6.1 Geologie, Hydrologie, Geländehöhe 
 

Gemäß Fachinformationssystem Boden, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, 
www.geo-brandenburg.de) sind im Plangebiet folgende Bodenverhältnisse zu erwarten: 
 
- Geologische Karte 1:25.000 
Ablagerungen durch Schmelzwasser (Sander): Sand, fein- und mittelkörnig, z. T. schwach grobkörnig 
 
 
Gemäß der Hydrogeologischen Karte Brandenburg, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstof-
fe, www.geo-brandenburg.de) sind im Plangebiet folgende hydrologische Verhältnisse zu erwarten: 
 

Karte der oberflächennahen Hydrologie (HYK 50-1)   
Weitgehend unbedeckter Grundwasserkomplex (GWL K 1) und an der Oberfläche anstehende Grund-
wassergeringleiter 
 - oberflächig anstehender Grundwassergeringleiter mit hohem Sandgehalt (vorwiegend Ge-

schiebemergel und Lehme des Brandenburger Stadiums der Weichselkaltzeit) 
 
 

gemäß Karte des weitgehend bedeckten Grundwasserleiterkomplexes GWLK2 (HYK 50-2) 
- Gesamtmächtigkeit des Grundwasserleiterkomplexes GWL K 2  10 - 20 m 

 
gemäß Karte der Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung (HYK 50-3) 
Die Aussage zur Schutzfunktion bezieht sich auf den bedeckten Grundwasserkomplex 2: 
- Rückhaltevermögen hoch, Verweildauer Sickerwasser >10 bis 25 Jahre 
 
Die Hydroisohypse liegt im Bereich des Plangebietes  
- im GLWK 2 bei 46,0 m über NHN 
 
Die Geländehöhe im Plangebiet liegt gemäß amtlichem Lageplan zwischen  

- ca. 56,6 m über NHN im Nordosten des Plangebietes 
- ca. 55,8 m über NHN am nördlichen Ende des Katzenstegs 
- ca. 56,4 m über NHN am südlichen Ende des Abschnitts des Katzenstegs, der im Plangebiet 

liegt 
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I./ 6.2 Bergbau 
 
Soweit bekannt ist, bestehen für das Plangebiet keine bergbaulichen Rechte oder Baubeschränkungen. 
 
Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe teilte zum Entwurf des Bebauungsplanes mit 
Schreiben vom 16.11.2017 mit: 

„im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbauliche und geologische Belange äußert sich das Landes-
amt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und sei-
ner regionalen Kenntnisse zu o. g. Planung / Vorhaben wie folgt:  
 
B  Stellungnahme  
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung.  
 
1.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zu-
stimmung, Befreiung o. Ä.  der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können  
Keine.  
 
2.  Beabsichtigte eigene Planungen und  Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands  
Keine. 
 
3.  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu 
dem o. g. Plan:  
 
Geologie:  
Auskünfte zur Geologie, insbesondere zu den Themen Boden,  Hydrogeologie und Geothermie, können über 
den Webservice des LBGR abgefragt werden.  
Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder geophysikalischen Un-
tersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§§ 3, 4 und 5 Abs. 2 Satz 1 Lager-
stättengesetz).“ 

 
 
I./ 6.3 Geotechnische Untersuchung im Plangebiet 
 
Für das Plangebiet liegt das Baugrundgutachten BG160726-1 zum Bauvorhaben: Neubau eines 
Wohnhauses im Katzensteg, in 16567 Mühlenbeck OT Summt (BEGUMA - Dr. Alfred Utke,  Berlin, 
28.07.20 16) vor, das bezüglich der Geologie und Hydrologie im Plangebiet folgende Aussagen trifft: 
 
„1. Gegenstand der Untersuchungen 
 
(…). Ziele der Untersuchungen waren die Klassifizierung der anste-
henden Bodenarten, die Bestimmung bodenphysikalischer Parameter, 
die Ermittlung der zulässigen Bodenpressungen sowie die Erkundung 
der hydrogeologischen Situation. 
Zur Bestimmung des geologischen Aufbaus und zur Entnahme von 
Bodenproben wurden am 26.07.2016 zwei Rammkernsondierungen 
bis 6 m unter Geländeoberkante (GOK) im Umriss des geplanten 
Gebäudes ausgeführt. Die gewonnenen Bodenproben wurden an-
schließend nach DIN 4022 angesprochen und nach DIN 18196 klassi-
fiziert. An einer Bodenprobe wurde eine Korngrößenanalyse nach DIN 
18123 durchgeführt. (…) 
 
2. Geologie des Untersuchungsgebietes 
 
Geologisch und morphologisch befindet sich das Untersuchungsge-
biet auf der Bam im Hochfläche [U1). Im untersuchten Gebiet werden 
Geschiebelehme und -mergel aus Grundmoränen der Weichsel-
Kaltzeit von periglazialen bis fluviatilen Sedimenten überlagert, die 
überwiegend aus fein- bis mittelkörnigen Sanden bestehen und z.T. 
schluffig sein können. 
Aufgrund ihrer Entstehung sind die Sedimente in ihrer lateralen und 
vertikalen Ausdehnung heterogen, sodass lokal mit unterschiedlichen 
Eigenschaften der Bodenschichten zu rechnen ist.  
(…) 
 
4. Beschreibung des Schichtenaufbaus 
 
Die Bodenprofile der beiden Sondierungen sind weitgehend gleich aufgebaut, sodass im Bereich des geplanten 
Gebäudes und der unmittelbaren Umgebung mit vergleichbaren Untergrundverhältnissen gerechnet werden kann. 
Die untersuchten Bodenschichten bestehen aus Geschiebelehmen, die von Mittelsanden unterbrochen werden. 



 
Bebauungsplan GML Nr. 30 „Wohngebiet am Katzensteg“ OT Mühlenbeck  Satzung Januar 2018 

Planungsbüro Ludewig GbR 20

Detaillierte Beschreibung: 
 
Die Schichtenfolge beginnt mit einem 0,20 m bis 0,30 m mächtigen schwach humosem Mutterboden, der von sehr 
schwach bis schwach schluffigen, mittelsandigen Feinsanden unterlagert wird. 
 
Ab etwa 0,60 m (RKS 1) bzw. 0,80 m (RKS 2) unter GOK folgt eine Abfolge von Geschiebelehmen, die bis etwa 2 
m unter GOK mittelsandig, grobsandig, feinsandig und schluffig aus- gebildet sind, eine braune Färbung und eine 
vergleichsweise geringe Bindigkeit haben. In tieferen Lagen sind die Lehme mittelsandig, stark feinsandig und 
schluffig ausgeprägt und haben eine stärkere Bindigkeit. 
 
Die Lehme füllen einzelne Geschiebe und werden häufig und in unregelmäßigen Abständen von Lagen aus Mittel-
sanden unterbrochen die Mächtigkeiten von wenigen Zentimetern bis zu zwei Metern haben können. Teilweise sind 
die Lagen aus Mittelsanden auch schwach grobsandig und führen scharfkantigen Flint. 
 
 
5. Konsistenzen und Lagerungsverhältnisse 
 
5.1 Konsistenzen der bindigen Böden 
 
Die Zustandsformen (Konsistenzen) der bindigen Schichten wurden vor Ort als Feldversuche nach DIN 4022 Teil 1 
ermittelt. Danach haben die Geschiebelehme eine halbfeste Konsistenz. 
 
5.2 Lagerungsverhältnisse der Sande 
 
Die Lagerungsdichte der Sande wurde von verantwortlichen Geologen durch den Eindringwiderstand der Ramm-
kernsonde abgeschätzt. Danach sind die Sande oberhalb der Geschiebelehme mitteldicht und innerhalb der Ge-
schiebelehme dicht gelagert. 
 
6. Hydrogeologische Situation 
 
In den Sondierungen wurde der Grundwasserspiegel bis 6 m unter GOK nicht erreicht. Nach der Hydrogeologi-
schen Karte von Brandenburg [U3] liegt der Hauptgrundwasserleiter in dem Gebiet bei etwa 46 müNHN. Bei einer 
Geländehöhe von > 56 müNHN [U6] beträgt der rechnerische Grundwasserflurabstand ca. 10 m. Das Grundwasser 
wird somit keinen Einfluss auf das geplante Gebäude ohne Unterkellerung ausüben. 
 
Der Standort befindet sich außerhalb von Wasserschutzgebieten des Landes  Brandenburg [U4]. 
 
Schichtenwasser (schwebendes Grundwasser oberhalb des Grundwasserspiegels) konnte nicht angetroffen wer-
den. Nach starken Niederschlägen oder plötzlichen Schneeschmelzen kann es jedoch zur Ausbildung von Schich-
tenwasser innerhalb und oberhalb der Geschiebelehme kommen. Es muss besonders damit gerechnet werden, 
dass sich Schichtenwasser im Bereich der Bodenplatte einstauen kann. Stau- und Schichtenwasser müssen als 
drückendes Wasser angesehen werden, sodass entsprechende Maßnahmen zum Schutz des Gebäudes empfeh-
lenswert sind (…). 
 
6.1 Nutzung ober oberflächennaher Geotbermie 
Im Fachinformationssystem des Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg und dem Landes-
umweltamt [U5] werden auf der Grundlage von bekannten Bohrungen, der Beschaffenheit der Böden und ihren 
spezifischen Wärmeentzugsleistungen, Standorte im Land Brandenburg hinsichtlich der Nutzbarkeit von oberflä-
chennaher Geothermie (Erdwärme) in sechs Kategorien von „schlecht" bis „besonders gut" eingeteilt. Nach Ausga-
be des FIS ist der Standort Katzensteg, Flurstück 233, für die Nutzung oberflächennaher Geothermie „geeignet“. 
Bei dem Fachinformationssystem handelt es sich um Erstinformationen zur Nutzbarkeit oberflächennaher Geother-
mie. Jede Haftung wird ausdrücklich ausgeschlossen. Informationen zu Einschränkungen bei der Nutzbarkeit ober-
flächennaher Geothermie erteilt das Umweltamt des Landkreises Oberhavel, Adolf-Dechert-Straße 1, in 16515 
Oranienburg. 
 
(…) 
 
10. Versickerung von Niederschlagswasser 
Die Versickerung von Niederschlagswasser sollte in einem Mindestabstand von 5 m zum Gebäude in den Feinsan-
den unterhalb des Mutterbodens erfolgen. Bei den angetroffenen Bodenverhältnissen können Mulden, Rigolen oder 
auch Mulden-Rigolen -Systeme geplant werden. (…) Das Regelwerk DWA-A 138 ist zu beachten! 
(…) 
 
12. Hausbrunnen 
Ein Hausbrunnen zur Bewässerung von Grünanlagen wird auf dem Grundstück mit einfachen Mitteln (z.B. Ramm-
pegel) nicht zu errichten sein, da der Grundwasserflurabstand > 10 m beträgt und dichte Geschiebelehme und 
Sande durchteuft werden müssen. Mit der Errichtung eines Hausbrunnens sollte deshalb eine Fachfirma beauftragt 
werden.“ 
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I / 6.4 Trinkwasserschutz, Gewässerschutz 
 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb einer Trinkwasserschutzzone. 
 
Für die zukünftig geplante bauliche Nutzung im Plangebiet sind Anschlüsse an die zentralen Ver- und 
Entsorgungsnetze für Frischwasser und Schmutzwasser herzustellen. 
Die Versickerung des Niederschlagswassers soll im Plangebiet zukünftig vorzugsweise über die beleb-
te Bodenzone bzw. in Sickermulden erfolgen. 
 
Benutzungen von Gewässern (z.B. Entnahme von Grund- bzw. Oberflächenwasser, Abwassereinlei-
tung / Regenwassereinleitung, Grundwasserabsenkung) bedürfen gemäß § 8 i. V. m. § 9 des Wasser-
haushaltsgesetzes der wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
Die Verlegung von Kanalnetzen für die öffentliche Schmutzwasserentsorgung und der Regenwasser-
kanalisation ist nach § 60 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. § 71 des Brandenburgischen Wassergeset-
zes anzeige- / genehmigungspflichtig. Die entsprechenden Antragsunterlagen sind bei der unteren 
Wasserbehörde des Landkreises Oberhavel einzureichen. 
 
Das Niederschlagswasser sollte entsprechend § 54 Abs. 4 des Brandenburgischen Wassergesetzes 
auf den Grundstücken versickert werden. 
 
Der Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen ist nach § 20 (1) des Brandenburgischen Wassergeset-
zes der unteren Wasserbehörde einen Monat vorher anzuzeigen. 
 
In Bereichen, in denen mit Wasser gefährdenden Stoffen umgegangen wird, sind die Rechtsvorschrif-
ten für den Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen, insbesondere der § 62 WHG, sowie § 20 (1) 
BbgWG einzuhalten. 
 
Erdaufschlüsse (z. B. Errichtung von Brunnen, Errichtung von geothermischen Anlagen mit Erdwärme-
sonden oder -Kollektoren) sind nach § 49 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. § 56 des Brandenburgischen 
Wassergesetzes einen Monat vor Beginn der Maßnahme anzuzeigen. Die entsprechenden Antragsun-
terlagen sind bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Oberhavel einzureichen. 
Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, dass das Grund- und das Oberflächenwasser nicht verunrei-
nigt und gefährdet werden.  
 
 
Das Landesamt für Umwelt teilte mit Schreiben vom 15.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
mit: 

„Belang Wasserwirtschaft 
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung“ 

 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„4. Belange der unteren Wasserbehörde 
4.1 Weiterführende Hinweise 
4.1.1 Allgemein 
Unter Punkt I/6.4 „Trinkwasserschutz, Gewässerschutz“ sind bereits Hinweise eingearbeitet, die im 
Rahmen der künftigen Baugenehmigungsverfahren zu beachten und einzuhalten sind.  
Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, dass das Grund- und das Oberflächenwasser nicht verun-
reinigt und gefährdet werden.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu berücksichti-
gen. 
 
 
I / 6.5 Bodenverunreinigungen, Altlastenverdacht 
 
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand der Gemeinde Mühlenbecker Land ist ein Altlastenverdacht inner-
halb des Plangebietes nicht ersichtlich. Im Flächennutzungsplan sind im Plangebiet keine Altlastenver-
dachtsflächen dargestellt. 
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Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„6.   Belange des Fachdienstes Umweltschutz und Abfallbeseitigung 
6.1   Weiterführende Hinweise 
6.1.1 Bodenschutz/Altlasten 
Der o. g. Flächenbereich ist nicht im Altlastenkataster des Landkreises Oberhavel als Alt-
last/Altlastenverdachtsfläche registriert. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen daher keine 
Bedenken. 
Allgemein gilt:  
Treten bei den Erdarbeiten ungewöhnliche Verfärbungen oder Gerüche auf, so ist die weitere Vor-
gehensweise mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
Rechtsgrundlage: Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und Bundes-Bodenschutz- und Altlas-
tenverordnung (BBodSchV) 
Die bei der Maßnahme anfallenden Abfälle sind gemäß den Vorschriften des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes (KrWG), der auf dieser Grundlage erlassenen Verordnungen und der Ab-
fallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel vorrangig zu verwerten bzw. zu beseitigen. 
Fallen Abfälle an, die gem. § 48 KrWG i.  V.  m. der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) als gefähr-
lich einzustufen sind, sind diese der SBB Sonderabfallentsorgungs-gesellschaft Branden-
burg/Berlin mbH, Großbeerenstraße 231 in 14480 Potsdam anzudienen. 
Anfallender Bodenaushub ist entsprechend LAGA–TR zu analysieren und entsprechend Schad-
stoffgehalt ggf. zu entsorgen.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu berücksichti-
gen. 
 
 
I / 6.6 Kampfmittelbelastung 
 
Der Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst teilte mit Schreiben vom 15.11.2017 
zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 

„zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände.  
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Munitionsfreigabebescheinigung beizubrin-
gen. Darüber entscheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der 
Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelverdachtsflächenkar-
te.  
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise werden in die Begründung des Bebauungsplanes aufgenommen. Sie 
stehen der Planung nicht entgegen und sind entsprechend zu beachten. 
 
 
I./7. Natur- und Landschaft 
(zu Schutzgebiete und Schutzobjekte nach dem Naturschutzrecht sh unter II / 2.) 
 

I./7.1 Biotoptypenkartierung und -bewertung 
 

I./7.1.1 Biotopverbund 
 
Wegen der Lage innerhalb des Siedlungsgebietes ist das Plangebiet für den Biotopverbund nicht von 
besonderer Bedeutung. 
Westlich des Plangebietes befindet sich ein Graben, der im wirksamen Flächennutzungsplan der Ge-
meinde als geschütztes Biotop dargestellt ist. Aufgrund des aktuellen tatsächlichen Zustandes trifft dies 
nach gegenwärtiger Rechtslage (BNatschG, BbgNatSchAG; Biotopschutz-Verordnung) nicht mehr für 
alle Abschnitte zu. Insbesondere die Böschungsbereiche des südlichen Teils sind stark ruderalisiert, 
eutrophiert und durch einen höheren Anteil an Neophyten geprägt. 
Der Graben westlich des Plangebietes fließt in nördlicher Richtung, quert die Liebenwalder Straße und 
mündet in den Summter See. 
Das Plangebiet ist mehr als 100m von diesem Graben entfernt. Zwischen dem Plangebiet und dem 
Graben befindet sich Siedlungsgebiet.  
Aus den genannten Gründen bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die geplante bauliche Entwick-
lung im Plangebiet erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den Graben oder dessen Biotopverbund 
haben könnte. 
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I./7.1.2 Biotoptypenkartierung des Plangebietes 
 
In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage) 
kommt hierzu zu folgendem Ergebnis: 
 
4.2.1  Vegetation  
  
Im Geltungsbereich werden insgesamt 19 Biotoptypen inkl. Untertypen unterschieden, die im folgenden 
eingehender beschrieben werden. Einschließlich des weiteren Umfeldes werden im Bestandsplan 21 
Biotoptypen dargestellt. Einzelbäume sind i. d. R. nur über die separate Gehölzliste erfasst. Aufgrund 
des großen Bearbeitungsmaßstabes erfolgt die Darstellung wesentlich kleinräumiger als bei einer nor-
malen Biotopkartierung, d. h. eigentliche Begleitbiotope werden als Hauptbiotop erfasst. Die Grund-
struktur ist im Prinzip durch unterschiedliche Auflassungsstadien grünlandähnlicher Vegetation mit ein-
zelnen (Obst)-Gehölzen und randlichen Baum- und Strauchbeständen mit dominierendem Obst und 
Neophyten charakterisiert.(…) 
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In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage) 
erfolgen detaillierte Angaben und Bewertungen zu den einzelnen Biotoptypen. 
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I./7.1.3 Überprüfung des Vorkommens geschützter Biotope im Plangebiet und  
  dessen Umgebung 
 
Die „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage) 
kommt hierzu zu folgendem Ergebnis: 
 
„Geschütze Biotope / FFH-Lebensraumtypen  
 
Im Geltungsbereich existieren keine nach § 30 BNatschG in Zusammenhang mit § 18 BbgNatSchAG 
und der Biotopschutzverordnung für Brandenburg geschützten Biotope bzw. FFH-Lebensraumtypen. 
Die ca. 120 m westlich der bestehenden Bebauung verlaufende Grabenrinne enthält eine Reihe ge-
schützter Biotoptypen, die bislang allerdings nicht amtlich dokumentiert sind. Dazu gehören bspw. 
feuchte Hochstaudenfluren, naturnahe Quellgräben, Weidengebüsche und Erlenwald.“  
 
 
I./7.2 Flora – Baumbestand, Baumschutz 
 
I./7.2.1 Flora – Baumbestand 
 
In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage) 
erfolgte eine detaillierte Erfassung der Vegetation im Plangebiet einschließlich des Baumbestandes mit 
folgendem Ergebnis: 
 
„Geschützter Baumbestand  
Im Geltungsbereich befinden sich 14 Bäume, die der Gehölzschutzsatzung der Gemeinde unterliegen 
(STU > 80, kein Obstbaum). Bis auf 4 Exemplare (Nr. 24, 31, 34, 39) stehen alle entlang der Grund-
stücksgrenzen und damit außerhalb des bebaubaren Bereichs. Bei den übrigen handelt es sich bis auf 
einen Spitz-Ahorn (Nr. 35) um nicht heimische Arten (siehe Abb. 18 und Tab. 2) 
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(…, Fotodarstellung siehe Anlage) 
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Gefährdete Gefäßpflanzenarten  
  
Im Bereich der bis dato aufgelassenen Wiese (Flurstück 233) wurde lediglich ein Exemplar der bun-
desweit als gefährdet (LUDWIG & SCHNITTLER 1996) eingestuften Gras-Sandnelke (Armeria maritima 
subsp. elongata (Hoffm.) festgestellt. Die Art wird in der Roten Liste Brandenburgs (RISTOW ET AL. 
2006) allerdings bislang nur in der Vorwarnstufe (V) geführt. Sie ist Kennart der GRASNELKEN-
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RAUBLATTSCHWINGEL-RASEN (ARMERIO-FESTUCETUM TRACHYPHYLLAE  KNAPP 1948) und 
besitzt ihre Hauptverbreitung in bodensauren Trocken- und Halbtrockenrasen, kommt aber auch in 
magerem Grünland vor. Nördlich des Geltungsbereichs existieren noch größere Vorkommen auf Ver-
hagerungsstellen im dort nach Norden abfallenden Grünland.“  
 

(Hinweis: Der Nachweis des einzelnen Exemplars einer Sandgrasnelke erfolgt im Jahr 2016. Im 
Jahr 2017 wurden keine Exemplare dieser Art im Plangebiet nachgewiesen. Die größeren Vor-
kommen der Grasnelke nördlich des Plangebietes werden durch die vorliegende Planung nicht 
berührt.) 

  
„Invasive Gefäßpflanzenarten  
  
Innerhalb des Geltungsbereichs wurden 13 nicht indigene (gebietsfremde Arten) festgestellt.  
Weitere Arten kommen in erheblichem Umfang als sogen. Zierpflanzen in den umliegenden Gärten vor. 
Davon werden 8 gegenwärtig als invasiv eingestuft (NEHRING, S., KOWARIK, I., RABITSCH, W. UND 
FRANZ ESSL (HRSG.) (2013). Der Begriff der „Invasiven Art“ ist in § 7 Abs. 2 Nr. 9 BNatSchG definiert. 
Für eine Zuordnung muss eine erhebliche Gefährdung der biologischen Vielfalt vorliegen. In der ersten 
Gesamtliste für die EU ist keine der nachgewiesenen Arten vertreten (VERORDNUNG (EU) NR. 
2014/1143 UND DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1141). Gleiches gilt für die erste Er-
weiterung der Liste vom 02.08.2017.  
(…) 
 
Gesamtbewertung des Vegetationsbestandes – Vorbelastungen - Empfindlichkeit  
  
Die aktuelle Vegetation des Geltungsbereich, wie auch des südlich Umfelds ist weitestgehend anthro-
pogen geprägt. Alle Außengrenzen werden von gepflanzten bzw. verwilderten Obstgehölzen, insbe-
sondere Pflaumen und Birnen sowie Neophyten begrenzt. Unter letzteren dominieren der Eschen-
Ahorn und die Fiederspiere, beide als invasiv zu bewertende Arten. Die Freiflächen im Norden sind 
geprägt durch ein Mosaik verschiedener Auflassungsstadien ehemaliger Wiesen- bzw. Scherrasen. 
Das Flurstück 234 weist infolge häufigerer Mahd insgesamt etwas ärmere Scherrasen auf. An einigen 
Stellen bildet die Kanadische Goldrute kleinere geschlossene Bestände. Die Wiesenbrache ist insge-
samt als mäßig artenreich einzustufen, wird aber mit einer Ausnahme (siehe oben) von allgemein häu-
figen Arten ohne Gefährdung bestimmt. Vorbelastungen außer einer mäßigen Eutrophierung sind nicht 
erkennbar. Es handelt sich um Vegetationsbestände, die im Bedarfsfall durch Ansaat und entsprechen-
de Pflege kurzfristig wieder herstellbar und daher nur als gering bis mäßig empfindlich einzustufen 
sind.“ 
 
 
I/ 7.2.2 Baumschutz  
 
Entsprechend den vorstehend wiedergegebenen Angaben aus „Biotopkartierung und artenschutz-
rechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlen-
beck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage) sind im Plangebiet 14 Bäume vorhanden, 
die der Gehölzschutzsatzung der Gemeinde unterliegen (STU > 80, kein Obstbaum). Bis auf 4 Exemp-
lare (Nr. 24, 31, 34, 39) stehen alle entlang der Grundstücksgrenzen und damit außerhalb des bebau-
baren Bereichs. Bei den übrigen handelt es sich bis auf einen Spitz-Ahorn (Nr. 35) um nicht heimische 
Arten (siehe Abb. 18 und Tab. 2)  
Der Bebauungsplan belässt für die zukünftige Anordnung der Bebauung einen Spielraum. Erst im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung konkreter Bauvorhaben wird sich gegebenen Falls ein Erfordernis für 
die Fällung von Bäumen ergeben. 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Ge-
meinde Mühlenbecker Land (Baumschutzsatzung). Sie wird nachrichtlich in den vorliegenden Be-
bauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungsplanes bei. Diese 
Satzung regelt das Genehmigungserfordernis sowie den Ausgleichsbedarf für die Fällung der von ihr 
erfassten Gehölze. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung auch im Plan-
gebiet.  
 
 
I./7.3 Fauna, Artenschutz 
 
Für die im Plangebiet vorkommenden Tierarten gelten Anforderungen bezüglich des Artenschutzes. 
Deshalb wird hierauf in der Anlage dieser Begründung in „Biotopkartierung und artenschutzrechtli-
cher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, 
Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 eingegangen. 
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I./7.3.1 Rechtliche Anforderungen Artenschutz 
 
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

„1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu tö-
ten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Stö-
rung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlech-
tert, 
3 .Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
4 .wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote).“ 
 

Mit Bezug zur Bauleitplanung regelt § 44 Abs. 5 BNatSchG: 
„Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 
1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermark-
tungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/ EWG auf-
geführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 
54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im 
Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot 
des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben be-
troffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erfor-
derlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender 
Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 
entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines 
Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.“ 

 
 
I./7.3.2 Bestand geschützter Arten im Plangebiet 
 
Die „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage zu 
dieser Begründung) kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 
 

„4.6.3  Zusammenfassendes Ergebnis der Artenschutzrechtlichen Prüfung  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden nur allgemein verbreitete, siedlungsaffine Vogelar-
ten beobachtet. Bis auf einen Brutverdacht für Ringel- oder Türkentaube aufgrund eines vorgefun-
denen Nestes an der südöstlichen Grenze außerhalb des bebaubaren Bereiches konnten keine Bru-
ten oder Nester festgestellt werden. Einzelne Baumhöhlen sind zwar vorhanden, weisen jedoch nur 
eine geringe bis fehlende Eignung als dauerhafte Brutstätte auf.  
Wochenstuben oder Winterquartiere von Fledermäusen sind nicht vorhanden, potenzielle Tagesver-
stecke für kleinere Arten in geringem Umfang unter loser Rinde, jedoch ohne tatsächlichen Nach-
weis. Andere Nachweise europarechtlich geschützter Arten konnten nicht erbracht werden.  
 
Unter Beachtung und Umsetzung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen ist die 
Tötung von Individuen ausgeschlossen und der ökologische Zusammenhang der Fortpflanzung- und 
Ruhestätten in räumlichen Zusammenhang (§ 44 Abs. 2 Nr. 5 BNatschG) bleibt erhalten, ein Ver-
botstatbestand tritt nicht ein.“ 

 
I./7.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung drohender Verstöße gegen Verbote des §44(1) BNatSchG  
 
In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe Anlage zu 
dieser Begründung) werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung drohender Verstöße gegen Verbote 
des §44(1) BNatSchG vorgeschlagen: 
 
„Entsprechend den Betroffenheiten relevanter Tierarten wurden die folgenden Vermeidungs- und Aus-
gleichmaßnahmen in die Prüfung eingestellt:   
 
V ASB 1  jahreszeitliche Beschränkung der Rodung, des erforderlichen Gehölzrückschnitts und der 

Räumung des Baufeldes, sowie Kontrolle zu fällender Bäume auf eventuell übersehende 
Quartiere oder Tagesverstecke von Fledermäusen und Umsetzen im Bedarfsfall  
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A CEF 1   Anbringung von Nisthilfen für Vogelarten  
  
A CEF 2   Anbringung von Tagesverstecken / Fortpflanzungsstätten für Fledermäuse“ 
 
Zu den einzelnen Maßnahmen wird näher ausgeführt: 
 
V ASB 1 - Jahreszeitliche Beschränkung der Rodung, des erforderlichen Gehölzrückschnitts 
und der Räumung des Baufeldes, sowie Kontrolle zu fällender Bäume auf eventuell übersehene 
Quartiere oder Tagesverstecke von Fledermäusen und Umsetzen im Bedarfsfall 
 

Konflikt/ Beeinträchtigung  
Beschreibung (Art, Intensität, unter Berücksichtigung von Bedeutung/ Empfindlichkeit der Schutz-
güter)  
Beeinträchtigung von Biotopen, latentes Tötungsrisiko streng geschützter Vogelarten, Störungs-
verbot  
Umfang: gesamter Geltungsbereich  
 
Maßnahme    
Begründung/ Zielsetzung  
Die Maßnahme dient der Vermeidung von Konflikten im Sinne des § 44, Abs. 1 BNatschG.   
Maßnahmenbeschreibung  
Ein Baubeginn ist in der Regel erst nach der Beendigung der jährlichen Brutperiode möglich, so-
fern der Nachweis oder der Verdacht auf eine Brut im direkten Baubereich besteht. Nach Feststel-
lung der reproduktionsfreien Zeit und Prüfung auf übersehene oder neu aufgetretene Arten sind 
vorhandene oder potenzielle Brutstätten ggf. zu verschließen (Baumhöhlen) und umgehend zu be-
seitigen. Die Rodung muss bei Vorliegen der Plangenehmigung vor Beginn oder nach Abschluss 
der Reproduktion umgehend erfolgen.  
Rodungen außerhalb der Periode vom 1. November bis zum 28/29. Februar bedürfen einer natur-
schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung. 

 
Rechtliche Sicherung der Maßnahme: Vertragliche Vereinbarung 
 
 
A CEF 1   Anbringung von Nisthilfen für Vogelarten (Höhlenbrüter) 
 

Konflikt/ Beeinträchtigung  
Beschreibung (Art, Intensität, unter Berücksichtigung von Bedeutung/ Empfindlichkeit der Schutz-
güter)  
Verlust von Gehölzbeständen; potenzieller Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
Umfang: gesamter Geltungsbereich  
 
Maßnahme    
Begründung/ Zielsetzung  
Die Maßnahme hat das Ziel, aufgrund von Fällungen verloren gehende Baumhöhlen und Stamm-
risse zu ersetzen und damit dem möglichen Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44, Abs. 
1, Nr. 3 entgegen zu wirken. Es handelt sich teilweise um eine prophylaktische CEF-Maßnahme, 
da eine Nutzbarkeit oder Nutzung von Baumhöhlen im Geltungsbereich nicht sicher nachgewiesen 
werden konnte. Wegen des geringen materiellen Aufwandes ist eine Zumutbarkeit gegeben.  
 
Maßnahmenbeschreibung  
Im Bereich der verbleibenden Gehölzbestände oder der Nordwest-, Ost und Südostseite des 
Grundstücks sind 2 Nisthilfen (Höhlen oder Halbhöhlen) anzubringen. Es sind witterungsbe-
ständige Nisthilfen unterschiedlicher Größe und mit unterschiedlich großem Einflugloch in unter-
schiedlichen Baumhöhen und Expositionen zu verwenden. Abgänge sind ggf. zu ersetzen. 
Schutzmaßnahmen gegen wildernde Katzen sind vorzusehen. Kontrolle und Wartung obliegen 
dem Verursacher. Nistkästen in ungeeigneter Lage oder Ausführung sind diesbezüglich zu über-
prüfen und zu korrigieren. 
 
Größe von Einfluglöchern: 
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Hinweis:  
Dauerhafte oder potenziell dauerhafte Brutstätten außerhalb des nach Festsetzung für eine Be-
bauung zulässigen Bereichs sind grundsätzlich zu erhalten. Dies gilt auch für künstliche Nisthilfen. 
Es kann hierbei während der Bauphase zu einer vorübergehenden Vergrämung von Vogel- oder 
Fledermausarten kommen.  
Vorhandene Nisthilfen aus Kompensationserfordernissen früherer Baumaßnahmen sind bei Ent-
fernung unter Beachtung von V ASB 1 grundsätzlich vorher auszugleichen. 

 
Rechtliche Sicherung der Maßnahme: Vertragliche Vereinbarung 
 
 
A CEF 2   Anbringung von Tagesverstecken / Fortpflanzungsstätten für Fledermäuse“ 
 
Konflikt/ Beeinträchtigung  
Beschreibung (Art, Intensität, unter Berücksichtigung von Bedeutung/ Empfindlichkeit der Schutzgüter)  
Verlust von Gehölzbeständen; potenzieller Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  
Umfang: gesamter Geltungsbereich  
 
Maßnahme    
Begründung/ Zielsetzung  
Die Maßnahme hat das Ziel, aufgrund von Fällungen verloren gehende Baumhöhlen, Stammrisse und 
Rindenverstecke zu ersetzen und damit dem möglichen Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44, 
Abs. 1, Nr. 3 entgegen zu wirken. Es handelt sich teilweise um eine prophylaktische CEF-Maßnahme, 
da ein Artnachweis im Geltungsbereich nicht erbracht werden konnte. Wegen des geringen materiellen 
Aufwandes ist eine Zumutbarkeit gegeben.  
 
Maßnahmenbeschreibung  
Im Bereich der verbleibenden Gehölzbestände der Nordwest-, Ost oder Südostseite des Geltungsbe-
reichs oder aber an neu zu errichtenden Gebäuden sind in direkter Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde und ggf. weiteren Fachleuten 2 selbstreinigende Fledermauskästen (Spaltenbretter) 
aus Holzbeton in unterschiedlicher Höhenlage und Exposition anzubringen.  
Abgänge sind ggf. zu ersetzen. Schutzmaßnahmen gegen wildernde Katzen sind vorzusehen. Kontrolle 
und Wartung obliegen dem Verursacher.  
 
Hinweis:  
Dauerhafte oder potenziell dauerhafte Brutstätten außerhalb des nach Festsetzung für eine Bebauung 
zulässigen Bereichs sind grundsätzlich zu erhalten. Dies gilt auch für künstliche Nisthilfen. Es kann 
hierbei während der Bauphase zu einer vorübergehenden Vergrämung von Vogel- oder Fledermausar-
ten kommen.  
Vorhandene Ruhe- oder Fortpflanzungsstätten aus Kompensationserfordernissen früherer Baumaß-
nahmen sind bei Entfernung unter Beachtung von V ASB 1 grundsätzlich vorher auszugleichen. 
 
Siehe hierzu auch unter IV/2. 
 
 
II. Planungsvorgaben und fachbezogene Anforderungen 
 

II / 1. Raumordnung und Landesplanung, Regionalplanung 
 

II / 1.1 Raumordnung und Landesplanung 
 
 

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin Brandenburg teilte im Rahmen der Anfrage 
nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung mit Schreiben vom 10.10.2017 mit: 
 

zu der angezeigten Planungsabsicht teilen wir lhnen gemäß Art. 12 des Landesplanungsvertrages in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13.02.2012 (GVBl. l Nr. 14) die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernis-
se der Raumordnung mit. 
 
Planungsabsicht 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die bauliche Nutzung des Plangebietes als allgemei-
nes Wohngebiet. Das ca. 0,4 ha große Plangebiet ist bisher unbebaut und liegt- umgeben von vorhandener 
Wohn- und Erholungsnutzung -im Siedlungszusammenhang von Summt. 
 
Beurteilung der Planungsabsicht 
Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht 
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Für diese Planung der Gemeinde Mühlenbecker Land ergeben sich die Erfordernisse der Raumordnung im 
Sinne des § 3 Nr. 1 ROG insbesondere aus 
- dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBl. l S. 235) und 
- der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 27.05.2015 (GVBl. ll 
Nr. 24), in Kraft getreten mit Wirkung vom 15.05.2009. 
 
Bewertung 
Die Planungsabsicht lässt derzeit keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung erkennen. 
Nach den Festlegungen des LEP B-B ist die Gemeinde Mühlenbecker Land kein Zentraler Ort. Die Gemeinde 
hat nach der Festlegungskarte 1 des LEP B-B Anteil am Gestaltungsraum Siedlung. Für das Plangebiet selbst 
enthält der LEP B-B keine zeichnerischen Festlegungen. 
Für die Bewertung sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze der Raumordnung relevant: 
 
Ziele: 
- Ziel 4.2 LEP B-B: Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsgebiete; 
- Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 LEP B-B: Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen in Nicht-Zentralen Orten 
durch lnnenentwicklung sowie im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungsoption (0,5 ha pro 1000 Einwohner im 
Zeitraum von 10 Jahren); 
 
Grundsätze: 
- Grundsätze aus § 5 Abs. 1-3 LEPro 2007: Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf Zentrale Orte und 
raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche; Vorrang der lnnenentwicklung, dabei Priorität der Erhaltung 
und Umgestaltung des baulichen Bestan7 1 desin vorhandenen Siedlungsbereichen; Anstreben verkehrsspa-
render Siedlungsstrukturen; in 
- Grundsatz 4.1 LEP B-B: vorrangige Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotenziale innerhalb 
vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur, räumliche Zuordnung 
und ausgewogene Entwicklung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung; 
- Grundsätze aus § 6 Abs. 1 und 2 LEPro 2007: Sicherung und Entwicklung der Naturgüter Boden, Wasser, 
Luft, Pflanzen- und Tierwelt in ihrer Funktions- und Regenerationsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken; 
Vermeidung von Freirauminanspruchnahme; 
- Grundsätze 5.1 Abs. 1 und 2 LEP B-B: Freiraumerhalt; Minimierung der Freirauminanspruchnahme bei der 
Entwickiung neuer Siedlungsflächen. 
 
Da das Plangebiet an den Siedlungsbereich des Ortsteils Mühlenbeck (Summt) anschließt, besteht kein Kon-
flikt zu Ziel 4.2 des LEP B-B.  
Soweit das Plangebiet - wie in den vorliegenden Unterlagen dargestellt - nach § 13a Abs. 1 BauGB durch ei-
nen Bebauungsplan der lnnenentwicklung entwicklungsfähig ist, stehen die Flächen der Gemeinde als Nach-
verdichtungspotenziale im Rahmen der „lnnenentwicklung“ im Sinne von Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 4 LEP B-B zur 
Verfügung, ohne dass dafür die zusätzliche Entwicklungsoption gemäß Ziel 4.5 Abs. 2 LEP B-B in Anspruch 
genommen werden muss. Ziele der Raumordnung stehen der Planungsabsicht dann nicht entgegen. 
Die Grundsätze der Raumordnung sind im weiteren Verfahren angemessen zu berücksichtigen. Die Ausei-
nandersetzung mit den Erfordernissen der Raumordnung und die getroffenen Abwägungsentscheidungen soll-
ten in der Begründung des Bebauungsplanes dokumentiert werden. 
 
Hinweise 
Der am 19.07.2016 von den Landesregierungen in Berlin und Brandenburg gebilligte Entwurf zum Landesent-
wicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) befindet sich zz. im Aufstellungsverfahren.1 
Dieser Entwurf kommt bei der Beurteilung der Planungsabsicht jedoch noch nicht zur Anwendung, da für die 
hier relevanten Regelungsbereiche die Festlegungen des rechtswirksamen LEP B-B bis zum lnkrafttreten des 
LEP HR verbindlich bleiben. 
Derzeit wird der Regionalplan „Freiraum und Windenergie“ neu aufgestellt. Am 26.04.2017 hat die Regional-
versammlung den 2. Entwurf des Regionalplans gebilligt.2 
 
Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, nicht we-
sentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung un-
berührt. 
 
1 s. http://gl.berlin-brandenburg.de/landesplanung/landesentwicklungsplaene/artikel.516614.phg 
2 s. http://www.prignitz-oberhavel.de/planwerke/regionalplan-freiraum-und-windenergie.html 

 
 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land ist eine amtsfreie Gemeinde, die zum Mittelbereich Oranienburg 
gehört. (Z 2.9 LEP B-B). Nach den Festlegungen des LEP B-B ist die Gemeinde Mühlenbecker Land 
kein Zentraler Ort. Für das Plangebiet enthält der LEP B-B keine zeichnerischen Festlegungen. 
Die für die vorliegende Planung relevanten Grundsätze und deren Berücksichtigung in der vorliegenden 
Planung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
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Ziele und Grundsätze  
der Raumordnung 

Berücksichtigung in der vorliegenden Planung 

Grundsätze aus § 5 Abs. 1 bis 3 LEPro 
2007: Ausrichtung der Siedlungsent-
wicklung auf Zentrale Orte und raum-
ordnerisch festgelegte Siedlungsberei-
che; Vorrang der Innenentwicklung, 
dabei Priorität der Erhaltung und Um-
gestaltung des baulichen Bestandes in 
vorhandenen Siedlungsbereichen 

Das Plangebiet umfasst eine bisher unbebaute Fläche innerhalb 
des Siedlungsgebietes von Summt, OT Mühlenbeck.  
 

Grundsatz 4.1 LEP B-B:  
vorrangige Nutzung bisher nicht aus-
geschöpfter Entwicklungspotenziale 
innerhalb vorhandener Siedlungsge-
biete sowie unter Inanspruchnahme 
vorhandener Infrastruktur; Konzentra-
tion zusätzlicher Wohnsiedlungsflä-
chenentwicklungen auf siedlungsstruk-
turell und funktional geeignete Sied-
lungsschwerpunkte; räumliche Zuord-
nung und ausgewogene Entwicklung 
der Funktionen Wohnen, Arbeiten, 
Versorgung und Erholung 

 
Die nächstgelegenen Haltestellen des Regionalbusverkehrs (Busli-
nie 806) befinden sich am Seering ca. 5 Gehminuten vom Plange-
biet entfernt. Die Buslinie verbindet das Plangebiet mit dem Ortsze-
ntren Mühlenbeck und Schildow, in denen sich Einrichtungen der 
Grundversorgung mit Gütern und Dienstleitungen (Verbraucher-
märkte, medizinische Praxen, Schulen, Hort, Sportanlagen, Bür-
gersaal, Gemeindeverwaltung) der Gemeinde Mühlenbecker Land 
befinden. Die Buslinie fährt auch die S-Bahnstation Mühlenbeck-
Mönchmühle und Hermsdorf an, an denen die Berliner S-Bahn 
verkehrt. 
 

Grundsatz aus § 6 Abs. 3 LEPro 2007 
siedlungsbezogene Freiräume sind für 
die Erholung zu sichern und zu entwi-
ckeln 
 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 0,42 ha innerhalb des 
Siedlungsgebietes. Einen Anteil von ca. 0,08 ha nimmt hiervon eine 
bestehende Wegefläche (Katzensteg) ein. Der noch unbebaute Teil 
des Plangebietes, auf dem ein allgemeines Wohngebiet geplant ist, 
hat eine Größe von ca. 0,34 ha.  
Wegen der Lage des Plangebietes innerhalb des Siedlungsgebie-
tes und wegen der geringen Größe der neu geplanten Wohnge-
bietsfläche wird mit der vorliegenden Planung kein Freiraum außer-
halb des Siedlungsgebietes in Anspruch genommen. 

Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 LEP B-
B: Entwicklung von Wohnsiedlungsflä-
chen innerhalb von Gemeinden mit 
festgelegtem Gestaltungsraum Sied-
lung in Siedlungsbereichen außerhalb 
des Gestaltungsraumes Siedlung 
durch Innenentwicklung sowie im 
Rahmen der zusätzlichen Entwick-
lungsoption dieser Siedlungsbereiche 
(0,5 ha/ 1000 Einwohner im Zeitraum 
von 10 Jahren); 
Grundsätze aus § 6 Abs. 1 und 2 LEP-
ro 2007: Sicherung der Naturgüter 
Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und 
Tierwelt; Vermeidung der Freiraumin-
anspruchnahme; 

Das Plangebiet liegt im Siedlungsgebiet von Summt, Ortsteil Müh-
lenbeck. Deshalb wendet die Gemeinde das Verfahren nach §13a 
BauGB an. (Siehe hierzu unter I./ 3.) 
Flächen, die nach § 13a Abs. 1 BauGB durch einen Bebauungsplan 
der Innenentwicklung entwicklungsfähig sind, gehören zu den 
Nachverdichtungspotenzialen, die als Innenentwicklung im Sinne 
von Plansatz 4.5 Abs. 1 Nr. 4 LEP B-B zu werten sind. Dem ent-
sprechend soll die Planungsabsicht ohne Inanspruchnahme der 
zusätzlichen Entwicklungsoption umgesetzt werden. 

Grundsatz 5.1 Abs. 1 und 2 LEP B-B: 
Freiraumerhalt; Minimierung der Frei-
rauminanspruchnahme bei der Ent-
wicklung neuer Siedlungsflächen. 

Da sich die neu zu bebauende Fläche innerhalb des Siedlungsge-
bietes befindet und nur eine geringe Größe von ca. 0,34 ha hat, 
stellt die planerische Entwicklung in diesem Bereich keine raum-
ordnerische Freirauminanspruchnahme dar. 

 
Auf Grund der vorstehend dargelegten Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
und Landesplanung wird davon ausgegangen, dass diese der vorliegenden Planung nicht entgegen-
stehen. 
 
Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin Brandenburg teilte zum Entwurf des Bebau-
ungsplanes mit Schreiben vom 22.11.2017 mit: 

„die relevanten Erfordernisse der Raumordnung zur Beurteilung der Planungsabsicht haben wir der Gemeinde 
Mühlenbecker Land mit Schreiben vom 10.10.2017 mitgeteilt. Auf dieser Grundlage können wir weiterhin die 
Anpassung an die Ziele der Raumordnung feststellen. Die Grundsätze der Raumordnung sehen wir ange-
messen berücksichtigt. 
Hinweise 
Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, nicht wesent-
lich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung unbe-
rührt.“ 
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Das Landesamt für Bauen und Verkehr teilte zum Entwurf des Bebauungsplanes mit Schreiben vom 
12.12.2017 mit: 

„den von Ihnen eingereichten Vorgang habe ich in der Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des Landes 
Brandenburg gemäß „Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteiligung der Verkehrsbehörden  und der Stra-
ßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planverfahren" Erlass des Ministeriums für Infrastruktur 
und Landesplanung vom 17. Juni 2015 (Amtsblatt für Brandenburg Nr. 27 vom 15. Juli 2015) geprüft.  
Gegen die vorliegende Planung des Wohngebietes am Katzensteg in der Gemeinde Mühlenbecker Land OT 
Mühlenbeck bestehen im Hinblick auf die zum Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr 
gehörenden Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und 
Luftfahrt keine Bedenken. 
Für die Verkehrsbereiche Straßen, übriger ÖPNV, Schienenpersonennahverkehr, ziviler Luftverkehr (Flugplät-
ze),  Landeswasserstraßen und Häfen liegen mir Informationen zu Planungen, die das Vorhaben betreffen kön-
nen, nicht vor.  
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflich-
tung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt.“ 

 
 
II / 1.2 Regionalplanung 
  
Rechtliche Grundlagen der Regionalplanung 

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung" 
(ReP-Wind) vom 05. März 2003 (im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 36 vom 10.09.2003)  
- Regionalplan Prignitz-Oberhavel, - Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung / Windenergienutzung" 
(ReP-RW) Satzungsbeschluss vom 24. November 2010 und Teilgenehmigung (ohne Windenergie 
und Vorbehaltsgebiet Nr. 65 „Velten“ vom 14.02.2012) 
- 2. Entwurf des Sachlichen Teilplanes "Freiraum und Windenergie" der Regionalen Planungsge-
meinschaft Prignitz-Oberhavel vom 26.04.2017 
 

Berücksichtigung der Anforderungen der Regionalplanung in der vorliegenden Planung 
Die o. g. Planungen enthalten in Bezug auf das hier vorliegende Plangebiet keine relevanten Darstel-
lungen. Deshalb wird davon ausgegangen, dass die Ziele und Grundsätze der Regionalplanung dem 
hier vorliegenden Bebauungsplan nicht entgegenstehen. 
 
 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel teilte zum Entwurf des Bebauungsplanes 
mit Schreiben vom 22.11.2017 mit: 

„Die Belange der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf den folgenden Erforder-
nissen der Raumordnung:  
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Windenergienutzung" (ReP-Wind) vom 
5. März 2003 (ABI. S.  843)  
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung / Windenergienut-
zung" (ReP-Rohstoffe) vom 24. November 2010 (ABI. 2012 S. 1659)  
2. Entwurf des Regionalplans Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) 
vom 26. April 2017  
Der Entwurf des Bebauungsplanes GML Nr. 30 "Wohngebiet am Katzensteg" der Gemeinde Mühlenbecker 
Land ist mit den Belangen der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel vereinbar.  
 
Begründung: Der Bebauungsplan hat die städtebauliche Entwicklung einer ca. 0,4 ha großen Fläche innerhalb 
der Ortslage Summt als allgemeines Wohngebiet zum Inhalt. Es sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Errichtung von ca. 6 Wohneinheiten als zweigeschossige Einzel- und Doppelhäuser geschaffen wer-
den. 
Der Regionalplan trifft für den in Rede stehenden räumlichen und sachlichen Geltungsbereich keine Festlegun-
gen. Insofern stehen der Planung keine Erfordernisse der Regionalplanung entgegen.“ 
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II / 1.3 Flächennutzungsplan, Landschaftsplan 
 
Planausschnitt des wirksamen Flächennutzungsplanes mit Umgrenzung des Plangebietes 
 

 

Umgrenzung des Plangebietes 
 
Ausschnitt Zeichenerklärung Flächennutzungsplan 
 

 

 

 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan (in Kraft getreten 16.09.2003) stellt das Plangebiet als Wohnbau-
fläche dar. Der vorliegende Bebauungsplan ist gemäß §8(2) BauGB aus der Darstellung des Flächen-
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nutzungsplanes entwickelt. Der in Aufstellung befindliche neue Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Mühlenbecker Land stellt in der Fassung des Vorentwurfs (09/2016) das Plangebiet ebenfalls als Be-
standteil einer Wohnbaufläche dar. 
Der Vorentwurf des Landschaftsplanes vom 21.03.2016 stellt das Plangebiet als „Neubaufläche im 
FNP, Konsensfläche“ dar. 
 
 
II / 2.  Schutzgebiete und Schutzobjekte nach dem Naturschutzrecht 
 
II / 2.1  Lage des Plangebietes innerhalb von Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht 
 
Das Plangebiet liegt nicht in einem Landschafts- oder Naturschutzgebiet, Nationalpark oder Bio-
sphärenreservat. Im Plangebiet sind keine Naturdenkmale, geschützten Landschaftsbestandteile 
oder geschützten Biotope nach BNatSchG vorhanden. Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Vo-
gelschutzgebietes oder eines Schutzgebietes nach der Floren-Faunen-Habitat-Richtlinie.  
 
Das Plangebiet liegt, ebenso wie die gesamte bebaute Ortslage des OT Mühlenbeck, im Naturpark 
„Barnim“ (Erklärung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung Brandenburg vom 
24.09.1998).  
Der vorliegende Bebauungsplan steht wegen der geplanten Entwicklung eines allgemeinen Wohnge-
bietes innerhalb des Siedlungsgebietes den Schutz- und Entwicklungszielen des Naturparkes Barnim 
nicht entgegen. 
 
 
II / 2.2  Schutzgebiete nach nationalem Recht in der Umgebung des Plangebietes 
 
II. / 2.2.1 Übersicht 
 

 
Darstellung auf der Grundlage von Daten des Landes Brandenburg 

 
In der Umgebung des Plangebietes sind folgende Schutzgebiet nach nationalem Naturschutzrecht 
vorhanden: 
 

- LSG „Westbarnim“, im nächstgelegenen Punkt ca. 80m westlich des Plangebietes sowie das 
Siedlungsgebiet umgebend, zu dem das Plangebiet gehört (siehe hierzu unter II./2.2.1) 
 

- NSG „Tegler Fließtal“ ca. 400m östlich des Plangebietes (siehe hierzu unter II./2.2.2) 
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II. / 2.2.2 LSG „Westbarnim“ 
 
II. / 2.2.2.1 Schutzziele und Schutzgegenstand des LSG „Westbarnim“ 
 
LSG „Westbarnim“, das Plangebiet und die umgebenden Siedlungsflächen umgebend 
 
Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Westbarnim" des Ministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Raumordnung vom 10.07.1998 war mit Veröffentlichung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Brandenburg Nr. 20; Teil II - Verordnungen; vom 06.08.1998, S.482 in Kraft 
getreten. 
 
In der Schutzgebietsverordnung heißt es auszugsweise zum Schutzzweck: 
 
§ 3 Schutzzweck  Schutzzweck ist  
1. die Erhaltung oder Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, insbesondere  
a. der Funktionsfähigkeit der Böden durch den Schutz des Bodens vor Überbauung, Verdichtung, 

Abbau und Erosion,  
b. der Funktionsfähigkeit des Wasserhaushaltes durch Sicherung und Wiederherstellung einer wei-

testgehend unbeeinträchtigten Grundwasserneubildung sowie einer naturnahen Entwicklung der 
Quellen, Stand- und Fließgewässer einschließlich der angrenzenden Uferbereiche und Verlan-
dungszonen,  

c. der Reinhaltung und Verbesserung der Luft sowie der Erhaltung und der Stabilisierung des Regio-
nal- und Lokalklimas auf Grund der besonderen Bedeutung als Klimaausgleichsfläche für den Bal-
lungsraum Berlin zwischen den Siedlungsachsen Berlin-Oranienburg und Berlin-Bernau-
Eberswalde,  

d. der Förderung naturnaher Wälder, wie z. B. der Bruchwälder, der grundwassernahen Niederungs-
wälder sowie der Buchen- und Kiefern-Traubeneichen-Wälder in einem zusammenhängenden, 
weitgehend naturnah ausgebildeten und strukturierten Waldökosystem,  

e. der kulturabhängigen Biotope und Landschaftselemente wie ehemalige Rieselfelder, Trockenra-
sen, Frischwiesen, Feuchtwiesen und -weiden, Hecken, Feldgehölze, Solitärbäume, Äcker, Le-
sesteinhaufen, Feldsölle, Kopfweiden sowie Alleen und Streuobstbestände in ihrer vielfältigen und 
typischen Ausbildung,  

f.      einer weiträumigen, strukturreichen und weitgehend ungestörten Landschaft als Lebensraum einer 
artenreichen, hierauf angewiesenen Tier- und Pflanzenwelt, insbesondere seltener, gefährdeter 
Säugetier-, Greif- und Großvogelarten,  

g. der noch weitgehend intakten und unterschiedlich ausgebildeten Moore in ihrer Funktion als Was-
serspeicher und als Lebensraum seltener, gefährdeter Tier- und Pflanzenarten,  

h. der Bedeutung des Gebietes im überregionalen Biotopverbund als Ost-West-Brücke zwischen dem 
Bernauer Wald- und Seengebiet und der Zehdenick-Spandauer Havelniederung sowie als Nord-
Süd-Brücke entlang der Panke und des Tegeler Fließes im länderübergreifenden Biotopverbund 
zwischen Berlin und Brandenburg,  

i.     der Pufferfunktion für die im Gebiet liegenden Naturschutzgebiete;  
2. die Bewahrung der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Landschaftsbildes, insbesondere  
a. eines typischen Ausschnittes der Jungmoränenlandschaft des norddeutschen Tieflandes mit ihrem 

Mosaik aus Abflussrinnen, Mooren, Söllen, Sanderflächen und Binnendünen sowie den Hügeln der 
Grundmoränen in ihrer typischen Ausbildung,  

b. des Wechsels von großen Waldgebieten, eingelagerten Stand- und Fließgewässern und der in 
unterschiedlicher Weise landwirtschaftlich genutzten Offenlandschaft mit ihren charakteristischen 
Kleinstrukturen,  

c. der historisch geprägten Siedlungsstrukturen durch Vermeidung der Landschaftszersiedlung und 
Landschaftszerschneidung;  

3. die Erhaltung des Gebietes wegen seiner besonderen Bedeutung für die naturnahe Erholung im 
Einzugsbereich des Großraums Berlin, insbesondere  

a. einer der Landschaft und Naturausstattung angepassten touristischen Erschließung, vor allem in 
Waldgebieten und Gewässerbereichen,  

b. der Förderung der touristischen Entwicklung im Rahmen der historisch gewachsenen dörflichen 
Strukturen und der konzeptionellen Einbindung bestehender Einrichtungen wie des Schulwaldes 
Briesetal,  

c. der Entwicklung einer waldgeprägten, naturbetonten Erholungslandschaft auf den ehemaligen 
Hobrechtsfelder Rieselfeldern auf der Grundlage der vorliegenden Sanierungs- und Gestaltungs-
konzeption;  

4. die Entwicklung des Gebietes im Hinblick auf eine nachhaltige und naturverträgliche Landnutzung.  
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II./2.2.2.2 Prüfung möglicher erheblicher nachteiliger Auswirkungen der vorliegenden Planung  
 auf das LSG „Westbarnim“ 
 
Das Plangebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes liegt außerhalb des LSG. Das Landschafts-
schutzgebiet „Westbarnim“ umgibt allseitig das Siedlungsgebiet, zu dem auch das Plangebiet gehört.  
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die geplante Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes im Plangebiet erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das LSG „Westbarnim“ haben könnte, da im 
Allgemeinen Wohngebiet nur nicht störende Nutzungen zulässig sind. 
Das Plangebiet ist ca. 80m von der nächstgelegenen Grenze des Landschaftsschutzgebietes „West-
barnim entfernt. Zwischen dem Plangebiet und dem LSG befindet sich Siedlungsgebiet.  
Aus den genannten Gründen bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die geplante bauliche Entwick-
lung im Plangebiet erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den Graben oder dessen Biotopverbund 
haben könnte. 
 
 
II. / 2.2.3 NSG „Tegeler Fließtal“  
 
Das NSG „Tegeler Fließtal“ ist in der kürzesten Distanz ca. 400m vom Plangebiet entfernt. Zwischen 
dem Plangebiet und dem NSG liegen die Liebenwalder Straße mit erheblichem Verkehrsaufkommen 
und das Summter Siedlungsgebiet. Im geplanten allgemeinen Wohngebiet sind keine Nutzungen zuläs-
sig, die durch erhebliche Emissionen (z. B. Lärm, Staub, Schadstoffe über Luft oder Wasser, Erschütte-
rungen) in das NSG hineinwirken könnten. 
Aus diesen Gründen sind keine erheblichen Auswirkungen des geplanten Wohngebietes auf das NSG 
„Tegeler Fließtal“ zu erwarten.  
 
 
II. / 2.3 Schutzgebiete nach europäischem Recht in der Umgebung des Plangebietes 
 
In der Umgebung des Plangebietes sind Natura-2000-Gebiete wie folgt vorhanden:  
 

 
Unter Verwendung von Daten des Landes Brandenburg 
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II /3. Denkmalschutz und Bodendenkmalpflege 
 
Im Plangebiet sind keine Baudenkmale oder Bodendenkmale erfasst oder bekannt. 
 
Das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum, 
Abteilung Bodendenkmalpflege, Gebietsbodendenkmalpflege teilte mit Schreiben vom 14.11.2017 
zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 
 

in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der Fachbehörde für Bodendenkmale nehmen wir 
als Träger öffentlicher Belange (§ 17BbgDSchG) wie folgt zu o.g. Planung Stellung: 
 
lm Bereich der oben genannten Planung sind bisher keine Bodendenkmale bekannt. Als branden-
burgische Fachbehörde für Bodendenkmale weisen wir allerdings darauf hin, dass nach dem „Ge-
setz über den Schutz und die Pflege der Denkmale und Bodendenkmale im Land Brandenburg 
vom 24.Mai 2004“ (GVBI Land Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 2004, S. 215 ff.) trotzdem folgende 
Verpflichtungen bestehen: 
 
1. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, 
Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Knochen o.ä., entdeckt wer-
den, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen 
Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 
BbgDSchG). Die aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis 
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch 
darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für 
die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
 
2. Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Lan-
desmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 
Bauausführende sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Realisierung von Vorhaben im Plangebiet zu beachten. 
 
 
II / 4. Immissionsschutz 
 
II / 4.1 Anforderungen bezüglich des Immissionsschutzes 
 
Entsprechend der DIN 18005 Teil 1 - Schallschutz im Städtebau - ergeben sich als Orientierungswert 
für den Beurteilungspegel folgende maximale Lärmbelastungen: 
 

Im allgemeinen Wohngebiet:          55 dB am Tag  
     45 - 40 dB in der Nacht  

Bei zwei angegebenen Nachtwerten soll der niedrigere für Industrie, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie 
für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten. 
 
 
II / 4.2 Schallschutzgutachten 
 
Für das Plangebiet liegt die Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan GML Nr. 30 
"Wohngebiet am Katzensteg" in der Gemeinde Mühlenbecker Land, Ortsteil Summt Bericht SUM 
17.163.01 P (ALB Akustiklabor Berlin Albrecht Geuer Jobstvogt, Berlin, 08.11.2017) vor (siehe Anlage), 
die zu folgendem Ergebnis kommt: 
 
„6  Zusammenfassung und Empfehlungen für Begründung und Festsetzungen   
6.1  Zusammenfassung der Ergebnisse und Beurteilung  
 
Mit der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung wurden die Belange des Schallimmissionsschutzes für die 
städtebauliche Planung betrachtet. Für das im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans GML Nr. 30 
"Wohngebiet am Katzensteg" vorgesehene allgemeine Wohngebiet wurden die Verkehrslärmimmissionen ermittelt 
und beurteilt. Die Berechnungsergebnisse lassen folgende Schlussfolgerungen zu:  
 
1.  Für die im Plangebiet planungsrechtlich mögliche Bebauung wurden unter Verwendung der Verkehrszahlen der 
Straßenverkehrsprognose 2025 vor allem an den in Richtung Südosten zur Bundesautobahn A 10 ausgerichteten 
Fassaden hohe Beurteilungspegel ermittelt. Die Ausbauplanungen für die BAB A 10 gemäß Planfeststellungsbe-
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schluss wurden berücksichtigt. Im Sinne einer konservativen Betrachtungsweise wurden jedoch die vorgesehenen 
Lärmschutzwände zum Schutz der Ortslage Summt nicht berücksichtigt, da der Zeitpunkt von deren Realisierung 
nicht bekannt ist. 
Die für allgemeine Wohngebiete anzusetzenden schalltechnischen Orientierungswerte für Verkehrslärm des Bei-
blatts 1 zu DIN 18005-1 /22/ von 55 dB(A) tags werden durch die Verkehrsgeräusche der BAB A 10 und der Lie-
benwalder Straße um bis zu 4,9 dB(A) bzw. von 45 dB(A) nachts um bis zu 9,2 dB(A) überschritten. 
Nach der Rechtsprechung (s. Fickert/Fieseler /25/) ist für Neuplanungen von Wohngebieten zu beachten, dass in 
Bezug auf Verkehrsgeräusche gesunde Wohnverhältnisse bereits vorliegen, wenn die schalltechnischen Orientie-
rungswerte gemäß Beiblatt 1 zu DIN 18 005-1 für Misch- und Dorfgebiete von 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts 
eingehalten werden. Diese werden vor den Fassaden der geplanten Wohngebäude tagsüber geringfügig (um ma-
ximal 0,6 dB(A)) und nachts zum Teil deutlich (um maximal 4,2 dB(A)) überschritten.   
Da nach den in der Bauleitplanung anzuwendenden Bewertungskriterien in Bezug auf Verkehrsgeräusche keine 
gesunden Wohnverhältnisse innerhalb des Plangebietes vorliegen, müssen geeignete aktive bzw. passive Lärm-
schutzmaßnahmen für das Plangebiet getroffen werden.   
 
2.  Der Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG würde im vorliegenden Fall eine räumliche Trennung zwischen 
dem Plangebiet und der Autobahn bzw. der Liebenwalder Straße verlangen, damit die als Maßstab dienenden 
schalltechnischen Orientierungswerte für Verkehrslärm des Beiblatts 1 zu DIN 18005-1 eingehalten werden. Dies ist 
prinzipiell nicht möglich, da zur Einhaltung des SOW nachts von 45 dB(A) mindestens eine Verdoppelung des Ab-
standes zwischen Plangebiet und Autobahn erforderlich wäre. Eine Nutzung der Grundstücke im Plangebiet für die 
Errichtung von Wohnhäusern wäre somit nicht möglich.  
 
3.  Aktive Lärmschutzmaßnahmen (z. B. Lärmschutzwände) sollen grundsätzlich in Betracht gezogen werden, falls 
nicht bautechnische, städtebauliche oder andere Gründe dagegen sprechen.  
In der vorliegenden Situation können Lärmschutzwände wegen des großen Abstandes zwischen der Hauptschall-
quelle (Autobahn) und den geplanten Wohngebäuden sowie aufgrund der Höhenlage der Autobahn keine merkliche 
Abschirmung der Straßenverkehrsgeräusche erreichen.  
Die Errichtung von 6 m hohen Lärmschutzwänden unmittelbar an der Autobahn zum Schutz der Ortslage Summt ist 
im Planfeststellungsverfahren zum Ausbau der BAB A 10 vorgesehen. Nach deren Fertigstellung werden sich die 
Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet nach eigenen Berechnungen um ca. 3 bis 4 dB(A) verringern.   
Im Bebauungsplanverfahren kann die Errichtung von Lärmschutzwänden außerhalb des Plangebiets generell nicht 
verbindlich geregelt werden. 
 
4.  Um gesunde Wohnverhältnisse in Bezug auf Geräuschimmissionen planungsrechtlich abzusichern, sind im 
Bebauungsplan Festsetzungen zum passiven Lärmschutz notwendig.  
Prinzipiell kommen Festsetzungen zur erforderlichen Schalldämmung von Außenbauteilen, zur Grundrissgestaltung 
und/oder zum Einbau schallgedämmter Lüftungseinrichtungen in Frage. Mit Bezug auf die "Arbeitshilfe Bebauungs-
planung" des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg /10/ wird für diejenigen 
Fassaden mit Beurteilungspegeln von mehr als 50 dB(A) nachts die Empfehlung ausgesprochen, schallgedämmte 
Lüftungseinrichtungen oder Maßnahmen vergleichbarer Wirkung vorzusehen.  
Entlang der südlichen Baugrenze wurden entsprechend den Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen 
Außenlärm für Aufenthaltsräume in Wohnungen gemäß Entwurf DIN 4109-1/A1:2017-01 /16/ erforderliche gesamte 
bewertete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges von maximal 39 dB errechnet. Sofern der städtebauliche Entwurf für 
die Nutzung der Grundstücke zugrunde gelegt wird, ergibt sich für das südlich gelegene Wohnhaus für die zur süd-
östlichen Baugrenze ausgerichtete Fassade ein erf. R' w,ges von maximal 38 dB2. 
.   
---------------------------------  
2  Zum Vergleich mit der bislang anzuwendenden DIN 4109:1989-11:   

Im Lärmpegelbereich IV (maßgeblicher Außenlärmpegel von 66 bis 70 dB(A)) würde sich für Aufenthaltsräume in Wohnungen ein erforderliches 
resultierende bewertetes Schalldämm-Maß von 40 dB ergeben. Allerdings würde sich gemäß der bisherigen Berechnungsvorschrift der DIN 4109 
mit Bezug auf den Beurteilungspegel Tag ein um ca. 3 bis 4 dB(A) geringerer maßgeblicher Außenlärmpegel errechnen. Damit würde der Lärm-
pegelbereich III mit einem um 5 dB geringeren Schalldämm-Maß gelten.  

 
In der Abbildung 9 auf der folgenden Seite sind für die Wohngebäude entsprechend dem städtebaulichen Entwurf 
die Anforderungen an den baulichen Schallschutz für jede Fassade dargestellt. Gezeigt werden in Form von Pegel-
tabellen die maßgeblichen Außenlärmpegel La für jedes Stockwerk in dB(A) und die erforderlichen gesamten be-
werteten Schalldämm-Maße erf. R' w,ges für Aufenthaltsräume in Wohnungen. Die Raumkorrektur (siehe Formel 3 
auf Seite 13) und ggf. weitere Korrekturen gemäß DIN 4109-1:2016-07 können hier noch nicht berücksichtigt wer-
den.   
Festsetzungen zur lärmorientierten Grundrissgestaltung sollten aufgrund der ermittelten hohen Außenlärmpegel an 
den nach Süden ausgerichteten Fassaden und den nach Norden orientierten Gebäudeseiten mit geringerer Lärm-
belastung ebenfalls in Betracht gezogen werden. 
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Abbildung 9:  
 
Maßgebliche Außenlärmpe-
gel gemäß DIN 4109-2:2016-
07 und erforderliche gesamte 
bewertete Bauschalldämm-
Maße erf. R' w,ges gemäß 
Entwurf DIN 4109-
1/A1:2017-01 für Aufent-
haltsräume in Wohnungen   

 
 
6.2  Vorschläge für textliche Festsetzungen  
 
Die folgenden Vorschläge für textliche Festsetzungen zum Schallschutz im Bebauungsplan GML Nr. 30 stützen sich 
weitestgehend auf die "Arbeitshilfe Bebauungsplanung" des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung des 
Landes Brandenburg /10/. Aufgrund der in Kapitel 3.2 erläuterten Neufassung der Normenreihe DIN 4109, die in der 
"Arbeitshilfe Bebauungsplanung" noch nicht berücksichtigt ist, sind Abweichungen vom Wortlaut der Musterfestset-
zungen erforderlich.   
 
Die Festsetzungsvorschläge erfolgen unter anderem nach der Maßgabe einer möglichst einfachen Umsetzung im 
Baugenehmigungsverfahren.   
 
Folgende textliche Festsetzungen zum baulichen Schallschutz werden empfohlen:  
 
1.  In den Gebäuden im Baugebiet WA muss zum Schutz gegen Lärm mindestens ein Aufenthaltsraum von Woh-
nungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume, mit 
mindestens jeweils einem zum Lüften notwendigen Fenster zu der nordwestlichen Baugrenze orientiert sein. Alter-
nativ ist die entsprechende Anzahl von Aufenthaltsräumen in Wohnungen mit einer schallgedämmten Lüftungsein-
richtung auszustatten, die einen ausreichenden Luftwechsel gewährleistet, oder es müssen im Hinblick auf Schall-
schutz und Belüftung gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art durchgeführt werden. Bei Maßnahmen gemäß 
Satz 2 müssen die Schalldämmanforderungen gemäß den textlichen Festsetzungen 2 und 3 auch bei Aufrechter-
haltung des Mindestluftwechsels eingehalten werden.  
 
2.  In den Gebäuden im Baugebiet WA müssen die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang 
der nach Südosten orientierten Fassaden gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges gemäß DIN 4109-
1:2016-07 in Verbindung mit E DIN 4109-1/A1:2017-01 von mindestens 38 dB aufweisen.   
 
3.  In den Gebäuden im Baugebiet WA müssen die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang 
der nach Südwesten und nach Nordosten orientierten Fassaden gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße        
erf. R' w,ges gemäß DIN 4109-1:2016-07 in Verbindung mit E DIN 4109-1/A1:2017-01 von mindestens 36 dB aufwei-
sen.   
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4.  Ausnahmsweise kann eine Minderung der sich aus den textlichen Festsetzungen 2 und 3 ergebenden Bau-
Schalldämm-Maße zugelassen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren ein geringerer maßgeblicher Außen-
lärmpegel nachgewiesen wird, als im Bebauungsplan angenommen wurde.   
 
Als technischer Hinweis sollte in die textlichen Festsetzungen aufgenommen werden:  
 
Die Normen DIN 4109-1:2016-07, E DIN 4109-1/A1:2017-01, DIN 4109-2:2016-07 und E DIN 4109-2/A1:2017-01 
werden (Ort der Auslegung der Unterlagen bei der Gemeinde) zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
 
Sofern die Weißdrucke der Änderungsnormen vor der Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes erscheinen – aktu-
ell wird mit den Weißdrucken im November 2017 gerechnet – müssen die Verweise auf die Entwürfe entsprechend 
geändert werden.“   
 
 
Das Landesamt für Umwelt teilte mit Schreiben vom 15.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
mit: 

„Belang Immissionsschutz 
Zu o.g. Entwurf bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine Bedenken.“ 

 
 
II / 4.3 Klimaschutz 
 

Zur Verringerung des Energiebedarfs, zur Steigerung der Energieeffizienz und zur verstärkten 
Nutzung von erneuerbaren Energien sind im Rahmen der Baugenehmigungsplanung und Bauaus-
führung insbesondere folgende rechtliche Grundlagen zu beachten: 
 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), 
- Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), 
- Energieeinsparungsgesetz (EnEG), 
- Energieeinsparverordnung (EnEV). 

 
Gem. §8(3) LImSchG ist der Neuanschluss elektrischer Direktheizungen zur Erzeugung von Raum-
wärme mit mehr als 10% des Gesamtwärmebedarfes und mehr als zwei kW Leistung für jede Woh-
nungs- bzw. Betriebseinheit unzulässig.  
 
Mit dem „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemein-
den“, das am 30. 7. 2011 in Kraft trat, wurde das BauGB zur Anpassung an die Anforderungen des 
Klimaschutzes novelliert. 
 
§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB bestimmt zum Ziel und Inhalt von Bauleitplänen nunmehr: 

„Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und 
das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“ 

 
§1a BauGB wurde hierzu wie folgt ergänzt: 

„(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawan-
del entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 
zu berücksichtigen.“ 

 
Für das Gemeindegebiet Mühlenbecker Land besteht kein lokales Klimaschutzkonzept, welches 
Leitlinien für eine aus der örtlichen kleinräumigen Immissionssituation abgeleitete differenzierte 
Ausweisung von Gebieten mit bestimmten Anforderungen an bauliche und technische Maß-
nahmen zur Energieerzeugung und -nutzung festlegt. Aus der örtlichen Situation des Plangebietes 
ergeben sich bisher auch keine Anhaltspunkte dafür, dass hier höhere Anforderungen an bauliche und 
technische Maßnahmen zur Energieerzeugung und -nutzung gerechtfertigt sein könnten, als im übrigen 
Gemeindegebiet. 
Aus diesem Grund werden im vorliegenden Bebauungsplan keine diesbezüglichen Festsetzungen für 
die spätere Bauausführung getroffen. Die bereits bestehenden rechtlichen Regelungen zur CO2-
Minderung im Rahmen der Bauausführung werden für das geplante Vorhaben als ausreichend erach-
tet. 
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II / 5. Bisherige kommunale Planungen nach dem BauGB 
 
Eine verbindliche Bauleitplanung besteht für das Plangebiet zum Zeitpunkt der Aufstellung dieses hier 
vorliegenden Bebauungsplanes nicht. 
Für die Gemeinde Mühlenbecker Land, OT Mühlenbeck besteht ein wirksamer Flächennutzungsplan. 
(sh. hierzu unter I/1.2)  
 
 
III. Begründung der Festsetzungen des Bebauungsplanes 
 
III /1. Planungskonzept und geplante Erschließung 
 
III /1.1 Erläuterung des Planungskonzeptes 
 
Entsprechend dem bestehenden Wohnbedarf sowie entsprechend der Umgebungsbebauung des Plan-
gebietes ist die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes geplant.  
Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt unter Berücksichtigung der Vorgaben des 
Flächennutzungsplanes und entsprechend der geplanten baulichen Entwicklung im Plangebiet. (siehe 
hierzu III / 3) 
Die erforderlichen Stellplätze für die geplanten baulichen Nutzungen sind entsprechend der Stellplatz-
satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land auf den Baugrundstücken nachzuweisen. Die Stellplatzsat-
zung wurde nachrichtlich in die Festsetzungen des Bebauungsplanes übernommen. 
 
Die Begründung der einzelnen geplanten Festsetzungen erfolgt im Einzelnen nachfolgend. 
 
 
III /1.2 Erläuterung der geplanten straßenseitigen Erschließung 
 
Die auch bisher private Teilfläche des Katzensteges einschließlich einer Wendefläche, die auch das 
Wenden für das Müllfahrzeug und die Feuerwehr ermöglicht, wird als private Straßenverkehrsfläche 
festgesetzt. (siehe hierzu unter III./8) 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„6.   Belange des Fachdienstes Umweltschutz und Abfallbeseitigung 
6.1   Weiterführende Hinweise 
(…) 
6.1.2 öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger 
Gegen die Planungsabsichten bestehen aus Sicht des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers 
keine Bedenken. Gemäß Kapitel III / 8. der Begründung  wird eine zusätzliche Fläche als Wende-
platz festgesetzt, um das Wenden für das Entsorgungsfahrzeug zu ermöglichen. 
Vorsorglich wird an dieser Stelle auf die Anforderungen an die innere Erschließung zur Gewähr-
leistung einer ordnungsgemäßen Abfallentsorgung hingewiesen. Dazu gelten folgende grundsätz-
liche Anforderungen:  
 Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass alle Grundstücke an die Abfallentsorgung ange-

schlossen werden können. Dazu sind beim Befestigen, Aus- und Neubau von Erschließungs-
straßen Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für die Benutzung durch 3-achsige Müllfahrzeuge 
auszulegen. Die Richtlinien für die Anlage von Straßen (RASt 2006) sind zu beachten. 

 Die Belastbarkeit der zu befahrenden Verkehrsflächen ist gemäß § 34 Absatz 4 Punkt 1 Stra-
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sicherzustellen. 

 Die Erfordernisse der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel, nachzulesen un-
ter www.oberhavel.de, sind zu berücksichtigen. 

Die an die Verkehrsflächen angrenzenden Randbereiche sind so auszuführen, dass die Voraus-
setzungen zur satzungsgemäßen Aufstellung der Abfallbehälter vor dem angeschlossenen Grund-
stück erfüllt werden.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind entsprechend zu beachten. 
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Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„7. Belange des Fachdienstes Verkehr 
7.1 Weiterführende Hinweise 
7.1.1 Allgemein 
Gegen das Vorhaben bestehen straßenverkehrsbehördlich keine Bedenken. 
Allerdings sollten folgende Hinweise bezüglich des ruhenden Verkehrs Berücksichtigung finden: 
Die Straße ist unbefestigt und weist eine Breite von max. 4,90 m auf (gemessen im Luftbild). Vor-
sorglich wird darauf hingewiesen, dass bei einer Straßenbreite von 4,90 m die Straßenstelle als 
eng definiert wird. Durch haltende/parkende Fahrzeuge ist die Durchfahrt eines Fahrzeugs größt-
möglicher Breite (nach § 32 Absatz Nr. 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung StVZO - 2,55 m 
breit) zuzüglich eines Sicherheitsabstandes von mind. 0,50 m nicht mehr gewährleistet. Nach § 12 
Absatz 1 Nr. 1 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) ist das Halten an engen und unübersichtlichen 
Straßenstellen unzulässig. 
Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land sieht für Ein-/Mehrfamilienhäuser mit ei-
ner Hauptnutzungsfläche von 80 m² ein Stellplatz vor. 
Erfahrungsgemäß kann festgestellt werden, dass es bei der Breite der Straße und den zur Verfü-
gung stehenden Stellplätzen oft zu Problemen im ruhenden Verkehr kommt (u. a. Stellplätze für 
Handwerker, soziale Dienste, Besucher etc.). 
Daher sollten im Vorfeld Maßnahmen bezüglich des ruhenden Verkehrs geprüft werden.“ 

 
Berücksichtigung: Die Hinweise sind bei der Umsetzung der Planung entsprechend zu beachten. 
 
Zur Straßenraumbreite wird in der Begründung des Bebauungsplanes ausgeführt: 

„I / 5.1 Straßenseitige Erschließung 
Das Plangebiet ist über den Katzensteg erschlossen. Innerhalb des Plangebietes ist der Kat-
zensteg eine private Verkehrsfläche, von der in westlicher Richtung schmale private Erschlie-
ßungsstiche abzweigen, die dort befindliche Erholungsgrundstücke erschließen. (…) 
Das Wegeflurstück des Katzensteges ist im Bereich des Plangebietes 12m breit. Die Fahrbahn ist 
mit Schotter befestigt. Es sind einzelne Bäume innerhalb des Straßenraumes vorhanden.“ 

 
Im Bereich des Plangebietes ist bei einer Straßenraumbreite von 12m und dem derzeitigen Fehlen ei-
ner klar abgegrenzten Gliederung der Verkehrsfläche das Parken im Katzensteg ohne Einschränkun-
gen der übrigen verkehrlichen Nutzung möglich.  
Der Hinweis in der Stellungnahme bezieht sich vermutlich auf die in westlicher Richtung abzweigenden 
privaten Erschließungsstiche, welche die dort gelegenen Erholungsgrundstücke erschließen. Diese 
dienen jedoch nicht der Erschließung des hier vorliegenden Plangebietes.  
 
Das Erfordernis und den Umfang der herzustellenden Stellplätze regelt die Satzung über die Herstel-
lung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land. Sie wird nachrichtlich in den 
vorliegenden Bebauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungspla-
nes bei. 
 
 
Der Landesbetrieb Straßenwesen teilte mit Schreiben vom 01.12.2017 zum Entwurf des Bebauungs-
planes weiterhin mit: 

„Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen wurde festgestellt, dass sich das Planungsgebiet 
westlich der L 21 befindet.  
Die verkehrliche Erschließung des geplanten Standortes erfolgt über Straßen und Wege, die sich 
nicht in der Baulast des Landesbetriebes Straßenwesen befinden.  
Flächenrelevante Planungsabsichten bestehen unsererseits zurzeit nicht in diesem Gebiet.  
Dem o. g. Genehmigungsverfahren wird zugestimmt.“ 

 
 
III /1.3 Städtebaulicher Entwurf  
 
Der nachfolgende städtebauliche Entwurf verdeutlicht beispielhaft eine mögliche Parzellierung und Be-
bauung auf der Grundlage des aufzustellenden Bebauungsplanes. In der beispielhaften Planung des 
städtebaulichen Entwurfes sind 4 Baugrundstücke für Nutzungen des allgemeinen Wohngebietes dar-
gestellt. 
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III /2. Geplante Art der baulichen Nutzung 

 
Entsprechend dem erheblichen Wohnbedarf in der Gemeinde Mühlenbecker Land und der Darstellung 
des Flächennutzungsplanes im Bereich des Plangebietes sowie entsprechend der vorhandenen Umge-
bungsbebauung des Plangebietes ist die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes geplant.  
 
Hierfür sind folgende textliche Festsetzungen geplant: 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 
Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsfläche des allgemeinen Wohngebietes WA gemäß §4 

BauNVO wird festgesetzt: 
 
(1) Allgemein zulässig sind Nutzungen nach §4(2) BauNVO. Das sind: 

1. Wohngebäude, 
2. nicht störende Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
(2) Gem. §1(5) BauNVO wird bestimmt, dass folgende Nutzungen nach §4(2)2. BauNVO nicht zulässig sind: 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
 
(3) Nutzungen nach §4(3) Nr. 1 bis 4 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig. Das sind: 

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
3. Anlagen für Verwaltung, 
4. Gartenbaubetriebe 

 
(4) Gem. §1(6) BauNVO wird bestimmt, dass die Ausnahme nach §4(3)5. BauNVO (Tankstellen) nicht Bestandteil 

des Bebauungsplanes wird. 
 
Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes wird ein angemessener Nutzungsspielraum 
für die Grundstücke im Plangebiet geschaffen. In diesem Rahmen können im Plangebiet Nutzungen 
gemäß §4 BauNVO angesiedelt werden, die das Wohngebiet beleben, der wohnnahen Versorgung 
dienen und einzelne wohnnahe Arbeitsplätze schaffen. 
 
Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften werden 
ausgeschlossen, da das Plangebiet wegen der Lage am Ende eines Erschließungsstichs für Einrich-
tungen der Nahversorgung nicht geeignet ist. Läden, Schank- und Speisewirtschaften sind auf entspre-
chenden Besucherverkehr angewiesen. 
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Bei der Festsetzung der ausnahmsweise zulässigen Nutzungen handelt es sich um Übernahmen aus 
§4(3)4. BauNVO, der die nur ausnahmsweise Zulässigkeit dieser Nutzungen für allgemeine Wohnge-
biete bereits entsprechend regelt. Ein besonderer städtebaulicher Grund für eine hiervon abweichende 
Regelung liegt im vorliegenden Plangebiet nicht vor. So könnten z. B. sehr kleine Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung oder die Ge-
schäftsführung eines kleinen Gartenbaubetriebes mit einem Büro mit 1 oder 2 Mitarbeitern als aus-
nahmsweise zulässige Nutzung ihren Sitz im Plangebiet haben. Das entspräche der Planungsidee, 
auch einzelne Arbeitsplätze innerhalb des allgemeinen Wohngebietes zu ermöglichen. Deshalb erfolgt 
im vorliegenden Bebauungsplan keine Festsetzung, nach der die ausnahmsweise Zulässigkeit dieser 
Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes wird. 
 
Tankstellen werden als ausnahmsweise zulässige Nutzungen gemäß §4(3) BauNVO ausgeschlossen, 
da sie die geplante Wohnnutzung beeinträchtigen und die angestrebte hohe Wohnqualität mindern 
würden. Auf Grund der Erschließungssituation wäre das Plangebiet für Tankstellen ungeeignet.  
 
Gemäß §15 BauNVO sind grundsätzlich bauliche und sonstige Anlagen im Einzelfall unzulässig, wenn 
sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen. 
Sie sind auch unzulässig, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen können, die nach 
der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder 
wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden.  
Das schließt auch den An- und Abfahrtverkehr mit ein. 
 
Der Bebauungsplan trägt einem Bedarf zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum in ange-
messener Weise Rechnung und entspricht insofern §13a(2)3. BauGB.  
 
 
III / 3. Geplantes Maß der baulichen Nutzung 
 

III / 3.1 Grundflächenzahl, Grundfläche baulicher Anlagen 
 
Für die in der Planzeichnung festgesetzten Wohngebietsflächen erfolgt die Festsetzung der Grundflä-
chenzahl mit einer GRZ 0,2.  
Die Grundflächenzahl GRZ 0,2 ermöglicht im Zusammenhang mit der festgesetzten Zahl von maximal 2 
Vollgeschossen eine zweckentsprechende Nutzung der Baugrundstücke und sichert zugleich einen 
ausreichend großen Grundstücksanteil, der unversiegelt bleibt und zur gärtnerischen Gestaltung zur 
Verfügung steht. Damit kann die angestrebte Durchgrünung im Plangebiet gesichert werden. Das Maß 
der baulichen Nutzung bleibt unter den Obergrenzen gemäß §17(1) BauNVO. Die Festsetzung der 
GRZ trägt dem vorhandenen Siedlungscharakter angemessen Rechnung. 
 

Durch die Beschränkung der zulässigen GRZ wird ein entsprechend großer Anteil der Baugrundstücke 
dauerhaft von Bebauung freigehalten und so auch ausreichend Platz für die Versickerung von Nieder-
schlagswasser ermöglicht. 
Gemäß §19(4) BauNVO darf die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen durch die Grundflächen von 
Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauli-
chen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
um bis zu 50% überschritten werden. Bei einer zulässigen GRZ 0,2 ergibt sich bei einer Überschreitung 
um 50% durch die genannten Anlagen insgesamt eine GRZ 0,3. 
Die Beschränkung der maximal zulässigen Grundfläche baulicher Anlagen auf GR 200 m² dient dem 
Schutz des Ortsbildes, welches im Bereich des Plangebietes durch kleinteilige Baukörper geprägt ist. 
 
Die Begrenzung der maximal zulässigen Grundfläche baulicher Anlagen bezieht sich auf die einzelne 
bauliche Anlage. Das insgesamt auf den Baugrundstücken zulässige Maß der baulichen Nutzung regelt 
die festgesetzte Grundflächenzahl GRZ 0,2. Bei sehr kleinen Grundstücken kann die zulässige Grund-
fläche baulicher Anlagen von 200m² nicht ausgeschöpft werden. So ermöglicht ein Baugrundstück mit 
600 m² Grundstücksgröße bei einer GRZ 0,2 nur eine maximale Grundfläche baulicher Anlagen von 
120 m². Für die Ausnutzung der maximal zulässigen Grundfläche baulicher Anlagen von 200 m² wäre 
bei einer GRZ 0,2 ein mindestens 1.000 m² großes Grundstück erforderlich. 
 
 
III / 3.2 Zahl der Vollgeschosse, Geschossfläche 
 
Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Wohngebietsflächen sollen maximal 2 Vollgeschos-
se zulässig sein.  
In der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) in der Fassung des Gesetzes zur Novellierung der 
Brandenburgischen Bauordnung und zur Änderung des Landesimmissionsschutzgesetzes vom 19. Mai 
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2016 ist zum Begriff des Vollgeschosses geregelt: 
„(2) Solange § 20 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf Lan-
desrecht verweist, gilt insoweit § 2 Absatz 4 der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. September 2008 (GVBl. I S. 226) fort. Auf Satzungen nach dem Baugesetzbuch, die 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes Rechtswirksamkeit erlangt haben, ist der zum Zeitpunkt des jeweiligen 
Satzungsbeschlusses geltende Begriff des Vollgeschosses weiter anzuwenden.“ 

 

Gemäß §2(4) Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
September 2008 (GVBl. I S. 226) ist der Begriff des Vollgeschosses wie folgt bestimmt: 

 „Vollgeschosse sind alle oberirdischen Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über 
die Geländeoberfläche hinausragt. Geschosse, die ausschließlich der Unterbringung technischer Gebäude-
ausrüstungen dienen (Installationsgeschosse) sowie Hohlräume zwischen der obersten Decke und der Beda-
chung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, gelten nicht als Vollgeschosse.“ 

 

Hiernach sind heute alle Dachgeschosse, in denen Aufenthaltsräume möglich sind, Vollgeschos-
se und auf die Geschossfläche anzurechnen. 
 
Die Festsetzung entspricht der vorhandenen umgebenden Wohnbebauung, die überwiegend zweige-
schossig ist. Hierbei befindet sich das zweite Vollgeschoss oft in einem Dachraum. Auch Gebäude mit 
2 raumhohen Vollgeschossen und einem zusätzlichen Dachgeschoss, das jedoch kein weiteres Vollge-
schoss ist, sind vorhanden. (siehe unter I / 4.3) 
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen einer zweigeschossigen Bebauung im Plangebiet auf das Orts- 
und Landschaftsbild sind nicht zu befürchten, da die Umgebungsbebauung des Plangebietes ebenfalls 
ein- bis zweigeschossig ist. Um in diesem Rahmen eine angemessene individuelle Gebäudegestaltung 
zu ermöglichen, die auch Elemente der Nutzung regenerativer Energien oder Gründächer nicht aus-
schließt, erfolgen keine gestalterischen Festsetzungen zur Dachgestaltung. 
 
Gemäß §20(3) BauNVO ist die Geschossfläche nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollge-
schossen zu ermitteln. Demnach ergibt sich die Geschossflächenzahl aus dem Produkt der Grundflä-
chenzahl und der Zahl der Vollgeschosse. Bei Festsetzung einer Grundflächenzahl GRZ 0,2 und maxi-
mal 2 Vollgeschossen ergibt sich eine maximal zulässige Geschossflächenzahl GFZ 0,4. 
 
 
III / 4. Geplante Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 

III / 4.1 Bauweise 
 

Die Festsetzung der offenen Bauweise entspricht dem Charakter der umgebenden Bebauung im Be-
reich des Plangebietes.  
Gemäß §22(2) BauNVO werden in der offenen Bauweise die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand 
errichtet. Um dem ortsüblichen Siedlungscharakter angemessen Rechnung zu tragen, werden nur Ein-
zel- und Doppelhäuser als zulässig festgesetzt. Hausgruppen (z. B. Reihenhäuser) sind demnach unzu-
lässig.  
In Verbindung mit der festgesetzten Grundflächenzahl GRZ 0,2 wird auch im Falle der Errichtung von 
Doppelhäusern eine städtebauliche Struktur planerisch gesichert, die der umgebenden Siedlungsbe-
bauung angemessen ist. 
Gemäß §22(2) BauNVO darf in der offenen Bauweise die Länge der zulässigen Hausformen höchstens 
50 m betragen. Durch die gleichzeitige Begrenzung der maximal zulässigen Grundflächenzahl auf 200 
m² je Gebäude ist die Ausschöpfung einer Baukörperlänge von 50m jedoch nicht möglich.  
 
 
III / 4.2 Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche erfolgt durch Baugrenzen.  
Da der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, können gemäß §22(5) BauNVO auf den nicht über-
baubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zugelassen werden. Das 
gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können. 
 
Zur geplanten Straßenverkehrsfläche hält die Baugrenze einen Abstand von mindestens 3 m ein, um 
eine Vorgartenzone von baulichen Hauptanlagen freizuhalten.  
Der Abstand der Baugrenze von mindestens 3m zu den Plangebietsgrenzen an welche benachbarte 
Wohnbaugrundstücke angrenzen, entspricht dem Mindestabstand, den Hauptgebäude der Gebäude-
klassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschossen gemäß §6(5)BbgBO zu Nachbar-
grenzen einzuhalten haben.  
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In §2(3) BbgBO ist hierzu geregelt: 
 
(3)  Gebäude werden in folgende Gebäudeklassen eingeteilt:  
1.  Gebäudeklasse 1:  
a)  freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 Meter und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von ins-
gesamt nicht mehr als 400 Quadratmeter Grundfläche und  
b)  freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebäude,  
2.  Gebäudeklasse 2:  
Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 Meter und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr 
als 400 Quadratmeter Grundfläche, 

 
Die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche belässt einen Spielraum für die Anordnung der späte-
ren Gebäude im Plangebiet. Durch die Begrenzung des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung im 
Plangebiet wird dennoch eine ortsüblich lockere Bebauung mit starker Durchgrünung gewährleistet.  
 
 
III./ 5.  Mindestgrundstücksgröße 
 

Zur Aufnahme des Charakters der umliegenden Siedlungsstruktur setzt der vorliegende Bebauungsplan 
eine Mindestgrundstücksgröße von 600 m² fest. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass eine aufge-
lockerte Bebauung im Plangebiet mit der entsprechenden ortsüblichen Durchgrünung entsteht. 
 
 
III / 6.  Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
 

Zur Versickerung des Niederschlagswassers sind im vorliegenden Bebauungsplan folgende Festset-
zungen geplant: 
 

4.  Versickerung von Niederschlagswasser (§9(1)14. BauGB) 
(Das von den bebauten Grundflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück, auf dem es 
anfällt, zurückzuhalten bzw. zu versickern.  

 

Entsprechend der vorhandenen geologischen Situation wird davon ausgegangen, dass bei entspre-
chender Geländegestaltung eine Versickerung des Niederschlagswassers, vorzugsweise über die be-
lebte Bodenzone oder Versickerungsmulden, im Plangebiet möglich sein wird. Hierfür ist die Festset-
zung einer entsprechend geringen Grundflächenzahl GRZ 0,2 geplant.  
 
 
III / 7.  Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des  Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes 
 
Für das Plangebiet liegt die Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan GML Nr. 30 
"Wohngebiet am Katzensteg" in der Gemeinde Mühlenbecker Land, Ortsteil Summt Bericht SUM 
17.163.01 P (ALB Akustiklabor Berlin Albrecht Geuer Jobstvogt, Berlin, 02.11.2017) vor (siehe unter II / 
4.2 und in der Anlage).  
 
Dem entsprechend sind im vorliegenden Bebauungsplan folgende Festsetzungen geplant: 
 

6. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes   
  (§9 Abs. 1 Nr. 24. BauGB) 

 
(1) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA muss zum Schutz gegen Lärm 

mindestens ein Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen 
müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume, mit mindestens jeweils einem zum Lüften notwendigen Fens-
ter zu der nordwestlichen Baugrenze orientiert sein. Alternativ ist die entsprechende Anzahl von Aufent-
haltsräumen in Wohnungen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung auszustatten, die einen aus-
reichenden Luftwechsel gewährleistet, oder es müssen im Hinblick auf Schallschutz und Belüftung gleich-
wertige Maßnahmen bautechnischer Art durchgeführt werden. Bei Maßnahmen gemäß Satz 2 müssen die 
Schalldämmanforderungen gemäß den textlichen Festsetzungen 2 und 3 auch bei Aufrechterhaltung des 
Mindestluftwechsels eingehalten werden.  

 
(2) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA müssen die Außenbauteile 

von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang der nach Südosten orientierten Fassaden gesamte bewer-
tete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges  gemäß DIN 4109-1:2016-07 in Verbindung mit E DIN 4109-
1/A1:2017-01 von mindestens 38 dB aufweisen.   

 
(3) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA müssen die Außenbauteile 

von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang der nach Südwesten und nach Nordosten orientierten Fas-
saden gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges gemäß DIN 4109-1:2016-07 in Verbindung 
mit E DIN 4109-1/A1:2017-01 von mindestens 36 dB aufweisen. 
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(4) Ausnahmsweise kann eine Minderung der sich aus den textlichen Festsetzungen 2 und 3 ergebenden 

Bau-Schalldämm-Maße zugelassen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren ein geringerer maßgeb-
licher Außenlärmpegel nachgewiesen wird, als im Bebauungsplan angenommen wurde. 

 
Hinweis:  Die Normen DIN 4109-1:2016-07, E DIN 4109-1/A1:2017-01, DIN 4109-2:2016-07 und        E DIN 
4109-2/A1:2017-01 werden in der Gemeindeverwaltung Mühlenbecker Land, Fachbereich 1 Bauen, Ord-
nung und Bürgerservice, Liebenwalder Straße 1, 16567 Mühlenbecker Land zur Einsichtnahme bereitgehal-
ten. 

 
 
III / 8. Private Straßenverkehrsfläche  
 
Im Plangebiet liegt ein Abschnitt des Katzensteges, der hier den Charakter einer Sackgasse hat. Um 
das Wenden für das Müllfahrzeug und die Feuerwehr zu ermöglichen, wird eine zusätzliche Fläche als 
Wendeplatz festgesetzt.  
Die Trägerschaft des Abschnitts des Katzensteges, der im Plangebiet liegt, einschließlich des Wende-
platzes, soll, ebenso wie bisher, in privater Trägerschaft verbleiben. Deshalb wird hierfür die Festset-
zung als private Verkehrsfläche gewählt. Das Recht der Allgemeinheit, diesen Straßenabschnitt ein-
schließlich des Wendeplatzes zu nutzen, soll durch Widmung der Privatstraße als Anliegerstraße gesi-
chert werden.  
 
In der Arbeitshilfe Bebauungsplanung des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung des Landes 
Brandenburg vom November 2007 wird hierzu ausgeführt: 
„Privatstraßen sollen häufig nur für die Nutzer und Besucher anliegender Grundstücke mit Kraftfahrzeu-
gen befahrbar, jedoch durch Fußgänger und Radfahrer ohne Einschränkungen öffentlich nutzbar sein. 
Dies kann durch im Rahmen der Widmung der Privatstraße als Anliegerstraße sichergestellt werden. 
Der Vorbereitung eines entsprechenden Wegerechtes durch den Bebauungsplan bedarf es dazu nicht.“ 
 
 
III / 9. Nachrichtliche Übernahmen 
 

Folgende Satzungen werden nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen: 
- Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stell-

platzsatzung) 
- Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde Mühlenbecker Land (Baumschutzsat-

zung) 
Die Satzung soll, ebenso wie in ihren übrigen Geltungsbereichen, in der zum Anwendungszeitpunkt 
jeweils geltenden Fassung angewendet werden. Die gegenwärtig geltende Fassung liegt in der Anlage 
bei. 
 
III./ 10. Flächenbilanz 
 

Nutzung Fläche  
Bestand 

(ha) 

Fläche  
Planung 

(ha) 

Bilanz 

Gartenfläche  0,34 0 -0,34 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 0 0,34 +0,34 
private Straßenverkehrsfläche 0,08 0,08 +/-0,0 
gesamt 0,42 0,42 +/-0,0 
 
 
III./ 11. Durchführung der Planung 
 

Das Plangebiet befindet sich in privatem Eigentum. Die betreffenden Vorhabenträger für die hier vorlie-
gende Planung haben gegenüber der Gemeinde Mühlenbecker Land ihre Bereitschaft erklärt, die im 
Zusammenhang mit der hier vorliegenden Planung entstehenden Kosten zu übernehmen und für die 
erforderlichen Erschließungsanlagen einen entsprechenden Erschließungsvertrag mit der Gemeinde 
abzuschließen.  
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IV. Auswirkungen der Planung 
 
IV / 1.  Auswirkungen auf die kommunalen und auf private Belange 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ent-
wicklung eines allgemeinen Wohngebietes geschaffen, das der Deckung eines Wohnbedarfes in der 
Gemeinde Mühlenbecker Land dient. Es können ca. 4 Baugrundstücke für die Nutzungen eines allge-
meinen Wohngebietes entstehen. 
Durch die Festsetzung des Abschnitts des Katzensteges, der im Plangebiet liegt, einschließlich einer 
Wendefläche als private Verkehrsfläche wird die Erschließung der geplanten baulichen Nutzungen ge-
sichert.  
Das Recht der Allgemeinheit, diesen Straßenabschnitt einschließlich des Wendeplatzes zu nutzen, soll 
durch Widmung der Privatstraße als Anliegerstraße gesichert werden.  
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„5.  Belange des Bereiches Landwirtschaft 
5.1  Weiterführende Hinweise 
5.1.1 Allgemein 
Die vom Bereich Landwirtschaft zu vertretenden Belange werden nicht berührt.“ 

 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„8.  Belange des Fachdienstes Bevölkerungsschutz und Ordnungswidrigkeiten 
8.1  Weiterführende Hinweise 
8.1.1 Allgemein 
Der bezeichnete Bereich liegt im gemeinschaftlichen Jagdbezirk Mühlenbeck. Sollte mit der Um-
setzung des BPL dem Jagdbezirk bejagbare Fläche entzogen werden, wären damit auch jagd-
rechtliche Belange berührt. Die Jagdgenossenschaft Mühlenbeck sollte dann ggf. im Rahmen des 
Planverfahrens beteiligt werden. 
Fischereirechtliche Belange wären durch das Vorhaben nicht betroffen.“ 

 
Berücksichtigung: Der Hinweis wurde mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Das Plangebiet ist eingezäunt und wird bisher als Gartenfläche genutzt. Es grenzt im Osten, Süden und 
Westen an das Siedlungsgebiet und hat nur im Norden auf kurzer Länge eine Grenze zum freien Land-
schaftsraum.  
Das Plangebiet umfasst keine bisher bejagbare Fläche. Es schränkt die bejagbahre Fläche auch nicht 
durch ein Vorrücken der geplanten Bebauung in den freien Landschaftsraum ein. Insofern sind jagdli-
che Belange durch die vorliegende Planung nicht berührt. 
 
 
IV./ 2. Auswirkungen auf Natur und Landschaft, Grünordnung 
 
Nach BNatSchG ist in der Bauleitplanung über Festsetzungen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zur 
ersatzweisen Kompensation von Beeinträchtigungen, die von dem vom Bauleitplan ermöglichten Ein-
griff in Natur und Landschaft ausgehen, abwägend zu entscheiden.  
§1a BauGB regelt, dass ein Ausgleich nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  
 
Der vorliegende Bebauungsplan dient der Innenentwicklung. Gemäß BauGB wird der Ausgleich 
nach dem Naturschutzrecht für Bebauungspläne der Innenentwicklung gemäß §13a BauGB wie folgt 
geregelt: 

(1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maß-
nahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Verfahren auf-
gestellt werden. Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm ei-
ne zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der Grund-
fläche festgesetzt wird von insgesamt 
1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind,  
(2) Im beschleunigten Verfahren 
4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung er-
folgt oder zulässig. 
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Die Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauGB gemäß vorliegendem Bebauungsplan liegt im Plangebiet 
weit unterhalb des Schwellenwertes von GR 20.000m² (2,0 ha). (sh. hierzu auch unter I /3.) 
Insofern gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich 
nach dem Naturschutzrecht ist deshalb nicht erforderlich. 
 
Durch die Begrenzung des Maßes der baulichen Nutzung trägt der vorliegende Bebauungsplan dem 
Grundsatz der Vermeidung erheblicher Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft angemessen Rech-
nung.  
 
Entsprechend den Ausführungen in „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum 
Bebauungsplan GML-30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Ok-
tober 2017 (siehe unter I/7.2 und in der Anlage) sind im Plangebiet 14 Bäume vorhanden, die der Ge-
hölzschutzsatzung der Gemeinde unterliegen (STU > 80, kein Obstbaum). Bis auf 4 Exemplare (Nr. 24, 
31, 34, 39) stehen alle entlang der Grundstücksgrenzen und damit außerhalb des bebaubaren Be-
reichs. Bei den übrigen handelt es sich bis auf einen Spitz-Ahorn (Nr. 35) um nicht heimische Arten.  
Der Bebauungsplan belässt für die zukünftige Anordnung der Bebauung einen Spielraum. Erst im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung konkreter Bauvorhaben wird sich gegebenen Falls ein Erfordernis für 
die Fällung von Bäumen ergeben. 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Ge-
meinde Mühlenbecker Land (Baumschutzsatzung). Sie wird nachrichtlich in den vorliegenden Be-
bauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungsplanes bei. Diese 
Satzung regelt das Genehmigungserfordernis sowie den Ausgleichsbedarf für die Fällung der von ihr 
erfassten Gehölze. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung auch im Plan-
gebiet. 
 
Die „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 (siehe auch unter 
I/ 7.3 und in der Anlage) kommt in Bezug auf die Betroffenheit der Belange des Artenschutzes durch die 
vorliegende Planung zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 
 

„4.6.3  Zusammenfassendes Ergebnis der Artenschutzrechtlichen Prüfung  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden nur allgemein verbreitete, siedlungsaffine Vogelar-
ten beobachtet. Bis auf einen Brutverdacht für Ringel- oder Türkentaube aufgrund eines vorgefun-
denen Nestes an der südöstlichen Grenze außerhalb des bebaubaren Bereiches konnten keine Bru-
ten oder Nester festgestellt werden. Einzelne Baumhöhlen sind zwar vorhanden, weisen jedoch nur 
eine geringe bis fehlende Eignung als dauerhafte Brutstätte auf.  
Wochenstuben oder Winterquartiere von Fledermäusen sind nicht vorhanden, potenzielle Tagesver-
stecke für kleinere Arten in geringem Umfang unter loser Rinde, jedoch ohne tatsächlichen Nach-
weis. Andere Nachweise europarechtlich geschützter Arten konnten nicht erbracht werden.  
 
Unter Beachtung und Umsetzung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen ist die 
Tötung von Individuen ausgeschlossen und der ökologische Zusammenhang der Fortpflanzung- und 
Ruhestätten in räumlichen Zusammenhang (§ 44 Abs. 2 Nr. 5 BNatschG) bleibt erhalten, ein Ver-
botstatbestand tritt nicht ein.“ 

 
Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung drohender Ver-
stöße gegen Verbote des §44(1) BNatSchG vorgeschlagen, die wegen des fehlenden Nachweises der 
betreffenden Arten im Plangebiet präventiven Charakter haben: 
 
V ASB 1  jahreszeitliche Beschränkung der Rodung, des erforderlichen Gehölzrückschnitts und der 

Räumung des Baufeldes, sowie Kontrolle zu fällender Bäume auf eventuell übersehene 
Quartiere oder Tagesverstecke von Fledermäusen und Umsetzen im Bedarfsfall  

A CEF 1   Anbringung von Nisthilfen für Vogelarten  
A CEF 2   Anbringung von Tagesverstecken / Fortpflanzungsstätten für Fledermäuse“ 
 
Die betreffenden Maßnahmen sollen durch vertragliche Vereinbarung gesichert werden. 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
3.1.1 Allgemein 
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Es ist die Aufstellung des Bebauungsplanes GML Nr. 30 "Wohngebiet am Katzensteg", Ortsteil 
Mühlenbeck im Rahmen eines § 13a BauGB-Verfahrens vorgesehen. 
Gemäß § 13a Absatz 4 BauGB gelten in diesem Fall Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als […] vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig. Die Regelungen zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft sowie der besondere 
Artenschutz bleiben hiervon jedoch unberührt.  
Artenschutzrechtliche Belange i. S. d. § 44 BNatSchG wurden geprüft und in der Begründung zum 
Bebauungsplan (Planungsbüro Ludewig, Stand Okt. 2017) dargelegt. 
 
3.1.2 Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
Die Methodik der faunistischen Erfassungen ist nicht nachvollziehbar.  
Aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag geht nicht hervor, zu welcher Jahreszeit die Untersu-
chungen durchgeführt wurden (nur außerhalb der Brutvogelzeit). 
(…)“ 

 
Berücksichtigung:  
In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 
Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 wird hierzu bis-
her ausgeführt: 
 
„2.  Methodische Grundlagen 
(…) 
Geländeaufnahmen 
Die Aufnahme des Biotopbestandes erfolgte Mitte / Ende Juli 2016 und Anfang Oktober 2017 für den 
Geltungsbereich und die angrenzenden Flächen.  
(…) 
Nach Vorgabe durch die Untere Naturschutzbehörde des Kreises  (siehe auch Eingriffs-Ausgleichsplan 
zum geplanten Bauvorhaben „ Neubau eines Einfamilienhauses im Katzensteg 13, Summt; Seite 7) 
wurde in Anbetracht des potenziellen Bauzeitraumes, der Lage des Grundstücks und der sich augrund 
der fortgeschrittenen Jahreszeit ergebenen methodischen Schwierigkeiten auf eine differenzierte Auf-
nahme des Vogelbestandes entsprechend den allgemeinen Mindeststandards (hier abgelaufene Brut-
zeit) verzichtet. Gleiches gilt für die Erfassung tatsächlicher Fledermausvorkommen. Zur Einschätzung 
möglicher relevanter faunistischer Vorkommen wurde das Gebiet dreimal in 2016 und zweimal in 2017 
zu unterschiedlichen Tageszeiten und Witterungsbedingungen begangen. Besonderer Wert wurde auf 
die Überprüfung möglicher Brut- und Ruheplätze der Besonders Geschützen Arten (§ 7 BNatschG) im 
Hinblick auf artenschutzrechtliche Verbot- und Ausnahmetatbestände (§ 44 BNatschG) sowie die sich 
daraus u. U. ergebenen Kompensationserfordernisse gelegt. Die örtliche Überprüfung umfasste auch 
mögliche Vorkommen von Amphibien und Reptilien im Geltungsbereich und auf benachbarten Flächen. 
Auf weitere faunistische Beobachtungen wird ggf. im weiteren Textverlauf eingegangen.“ 
 
Zur Berücksichtigung des Hinweises werden im Fachbeitrag Artenschutz für die durchgeführten Bege-
hungen Datum, Uhrzeit und Witterungsverhältnisse wie folgt ergänzt: 
 
Begehungen 2016 
- 18.07.2016, bedeckt, ca. 21 °C, 16-19 Uhr 
- 18.08.2016, heiter bis wolkig, ca. 21 °C; 10-13 Uhr 
- 05.09.2016, wolkig, ca. 17 °C; 12-13.30 Uhr 
 
Begehungen 2017 
- 21.09.2017, heiter bis wolkig; ca.14 °C, 9 -11 Uhr  
- 25.09.2017, heiter bis wolkig; ca. 17°C, 15-18 Uhr 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Die Ergebnisse der Erfassungen sind widersprüchlich. Es sind verschiedene Angaben zu finden, 
welche Bäume Höhlen aufweisen. Laut der Tabelle 2 (S. 17/18) haben die Baumnummern 3, 4, 40 
und 55 Höhlen. Im Abschnitt zum Zustand und zur Eignung vorhandener Höhlen (S. 27/28) wurden 
Bäume mit den Nummern 4, 5, 40 und 53 unter-sucht. Ich bitte diesbezüglich um Klärung. 
(…)“ 

 
Berücksichtigung: In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-
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30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, werden die Bezeichnung der Bäume auf 
Seite S. 27/28 wie folgt den Bezeichnungen auf den S. 17/18 und S. 21 angepasst: 
 
Darstellungen S. 27/28: 
- bisherige Bezeichnung Baum 5 wird berichtigt in Baum 3  
- bisherige Bezeichnung Baum 53 wird berichtigt in Baum 55   
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Sollten Höhlen als ungeeignet eingestuft werden, ist dies nachvollziehbar zu begründen. Die Be-
siedlung des Gebietes mit Raubtieren allein schließt eine Nutzung der Höhlen durch Tiere ge-
schützter Arten nicht aus. 
(…)“ 

 
Berücksichtigung: In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-
30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, erfolgt die Begründung der mangelnden 
Eignung der vorhandenen Höhungen als Fortpflanzungsstätten wie folgt: 
 
-  Baum Nr. 4: etwa 10 cm tief; waagerecht; Öffnung ca. 40 mm; südwestexponiert  
    Eignung: gering; zu klein; bodennah; nicht sicher gegen Katzen o. Marder 
 
-  Baum Nr. 5 (berichtigt Baum Nr. 3): etwa 20 cm tief; senkgerecht; Öffnung ca. 100 mm; nach oben offen; süd-
westexponiert 
    Eignung: ungeeignet; nicht witterungsgeschützt; Öffnung zu groß; nicht sicher gegen Katzen o. Marder 
 
-  Baum Nr. 40: etwa 10 cm tief; waagerecht; Öffnung ca. 60 mm; westexponiert   
    Eignung: gering; zu klein; witterungsexponiert; bodennah; nicht sicher gegen Katzen o. Marder 
 
-  Baum Nr. 53 (berichtigt Baum Nr. 55): etwa 12 cm tief; waagerecht; Öffnung ca. 120 mm; südostexponiert; Bo-
denbereich mit ca. 3 cm Wasserstand  
    Eignung: ungeeignet; Wasser führend; Öffnung zu groß; bodennah; nicht sicher gegen Katzen o. Marder 
 
Zur Berücksichtigung des Hinweises wird hierzu ergänzt: 
Nur die Bäume Nr. 4 und Nr. 40 weisen eine, wenn auch geringe, Eignung als Bruthabitat für Höhlenbrüter oder als 
Tagesquartier für Fledermäuse auf.  
In Baum Nr. 5 (berichtigt Baum Nr. 3) ist die Öffnung zu groß und in Verbindung mit ihrer Ausrichtung nach Süd-
west nicht witterungsgeschützt. 
In Baum Nr. 53 (berichtigt Baum Nr. 55) wurde im Bodenbereich ca. 3 cm Wasserstand festgestellt. Somit sind 
die Höhlungen in den beiden genannten Bäumen als Brutplätze für höhlenbrütende Vogelarten oder Sommerle-
bensraum für Fledermäuse ungeeignet. 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Es ist der besondere Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG zu beachten. 
Sind in Anhang IV der FFH - Richtlinie aufgeführte Tierarten oder europäische Vogelarten von 
Vorhaben betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Zugriffsverbot nur dann nicht vor, wenn die ökolo-
gische Funktion der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiter erfüllt wird und eine Schädigung besonders geschützter Tierarten ausge-
schlossen wird. 
Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind entsprechende 
Maßnahmen zur Gewährleistung der kontinuierlichen ökologischen Funktion (CEF) gemäß § 44 (5) 
BNatSchG vorzusehen.  
Die im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Kapitel V.) genannten sind grundsätzlich geeignet, das 
Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu vermeiden.  
Die im Artenschutzfachbeitrag genannten CEF-Maßnahmen (A CEF 1 und A CEF 2) sollten als 
grünordnerische Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden.  
Die u. U. erforderlichen Maßnahmen benötigen ggf. einen zu berücksichtigenden zeitlichen Vor-
lauf. 
Des Weiteren sollte auch die Anzahl der Nisthilfen bzw. Fledermauskästen den CEF-Maßnahmen 
angepasst werden. (…)“ 
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Berücksichtigung: Eine Vollumfängliche Festsetzung der geplanten Ausgleichsmaßnahmen ist gemäß 
§9 BauGB nicht möglich. Es wären in jedem Fall ergänzende vertragliche Vereinbarungen notwendig. 
Deshalb erfolgt die Vereinbarung der Maßnahmen A CEF 1 und A CEF 2 in 2 städtebaulichen Verträ-
gen mit den beiden Grundstückseigentümern im Plangebiet. 
 
Formulierungsvorschlag für städtebauliche Verträge 
 
Zur Berücksichtigung der Anforderungen des Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG werden folgende 
Maßnahmen vereinbart: 
 
A CEF 1  Anbringung von Nisthilfen für Vogelarten (Höhlenbrüter) 
 
Die Eigentümer des Flurstücks 233 (bzw. 234) übernehmen für sich und ihre Rechtsnachfolger die 
Verpflichtung, aus Gründen des Artenschutzes (höhlenbrütende Vögel) auf dem betreffenden Grund-
stück folgende Maßnahmen umzusetzen, dauerhaft zu erhalten bzw. bei Abgang zu ersetzen: 
Sofern die Fällung des Baumes 4 (bzw. des Baumes 40) gemäß Darstellung im beiliegenden La-
geplan für eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung erforderlich wird oder der betreffende Baum 
wegen erheblicher Schädigung gefällt werden muss, darf dessen Fällung nur außerhalb der Brutperio-
de, d. h. nur in der Zeit zwischen dem 01. November und dem 28/29. Februar erfolgen.  
Fällungen außerhalb der Periode vom 1. November bis zum 28/29. Februar bedürfen einer naturschutz-
rechtlichen Ausnahmegenehmigung nach § 45, Abs.7 bzw. im äußerten Fall einer Befreiung nach § 67, 
Abs. 2, Satz 1 BNatschG. 
 
Vor Beginn der auf die Fällung folgenden Brutperiode, d. h. vor dem nächst folgenden 1. März - im 
Falle der Gewährung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme vor der Fällung - sind je gefälltem Baum 
folgende vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen: 
Im Bereich der verbleibenden Gehölzbestände sind 2 Nisthilfen (Höhlen oder Halbhöhlen) anzubringen. 
Es sind witterungsbeständige Nisthilfen unterschiedlicher Größe und mit unterschiedlich großem Ein-
flugloch in unterschiedlicher Höhe (mindestens 2,5 m) und einer Exposition der Einflugöffnung nach 
Süd oder Ost zu verwenden.  
 
Größe von Einfluglöchern: 

 
 
Abgänge sind zu ersetzen. Schutzmaßnahmen gegen wildernde Katzen sind vorzusehen. Kontrolle und 
Wartung obliegen dem Verursacher. Nistkästen in ungeeigneter Lage oder Ausführung sind diesbezüg-
lich zu überprüfen und zu korrigieren.  
 
 
A CEF 2  Anbringung von Tagesverstecken / Fortpflanzungsstätten für Fledermäuse“ 
 
Die Eigentümer des Flurstücks 233 (bzw. 234) übernehmen für sich und ihre Rechtsnachfolger die 
Verpflichtung, aus Gründen des Artenschutzes (Fledermäuse) auf dem betreffenden Grundstück fol-
gende Maßnahmen umzusetzen, dauerhaft zu erhalten bzw. bei Abgang zu ersetzen: 
Sofern die Fällung des Baumes 4 (bzw. des Baumes 40) gemäß Darstellung im beiliegenden La-
geplan für eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung erforderlich wird oder der betreffende Baum 
wegen erheblicher Schädigung gefällt werden muss, sind vor Fällung je gefälltem Baum folgende vor-
gezogene Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen: 
 
Im Bereich der verbleibenden Gehölzbestände der Nordwest-, Ost oder Südostseite des Geltungsbe-
reichs oder aber an neu zu errichtenden Gebäuden sind in direkter Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde und ggf. weiteren Fachleuten 2 selbstreinigende Fledermauskästen (Spaltenbretter) 
aus Holzbeton in unterschiedlicher Höhenlage und Exposition anzubringen.  
Abgänge sind ggf. zu ersetzen. Schutzmaßnahmen gegen wildernde Katzen sind vorzusehen. Kontrolle 
und Wartung obliegen dem Verursacher.  
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Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
2017 gibt es in der Tabelle 2 "Gesamtliste der baumartigen Gehölze" (S. 17/18) eine Spalte mit der 
Bezeichnung "gefällt", in der hauptsächlich Obstgehölze markiert sind. Dazu gibt es weder eine 
textliche Erläuterung, noch ist in der Karte (S. 21) ein Hinweis, ob diese Bäume bereits im Vorfeld 
gefällt wurden oder dies erst im Laufe eines Baugeschehens auftreten würde. Ich bitte diesbezüg-
lich um Klärung. 
(…)“ 

 
Berücksichtigung: Zur Berücksichtigung des Hinweises wird in „Biotopkartierung und artenschutz-
rechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlen-
beck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, ergänzt: 
 
Bei fachgutachterlichen Beurteilung des Plangebietes wurde der ursprüngliche Bestand der Gartenflä-
chen im Plangebiet (2016) zu Grunde gelegt.   
Auf Flurstück 233 wurde im Winter 2016 /2017 im Vorgriff auf eine beantragte Baugenehmigung, die auf 
Grund eines positiven Bauvorbescheides durch die Bauherren erwartet worden war, außerhalb der 
Vegetationsperiode der Aufwuchs aus Pflaumensämlingen und Eschen-Ahorn entfernt sowie 1 Kirsch-
baum gefällt. Die Bauherren waren, auch wegen eines bestehenden positiven Bauvorbescheides, da-
von ausgegangen, dass die Vorgaben der Baumschutzsatzung maßgeblich wären. Die beantragte 
Baugenehmigung wurde jedoch nicht erteilt. Dies war Veranlassung für die Aufstellung des vorliegen-
den Bebauungsplanes. Auf Flurstück 234 wurden ebenfalls 2 aufgewachsener Eschen-Ahorn geringer 
Größe entfernt. 
Nach der Baumschutzsatzung der Gemeinde wäre die Beseitigung der genannten Gehölze genehmi-
gungsfrei. Anderenfalls wäre in der Tabelle 2 auch „zur Fällung vorgesehen“ eingetragen gewesen. 
Die Baumschutzsatzung wird in den aufzustellenden Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. 
 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Ich weise darauf hin, dass es sich hier ggf. um ein gesetzlich geschütztes Biotop i. S. d. § 30 
BNatSchG i. V. m § 18 BbgNatSchAG handelt: Streuobstbestände (Obstbestände mit mindestens 
15 in räumlichem Zusammenhang stehenden Obstbäumen (Biotopschutzverordnung, 2006)). Laut 
den CIR-Daten des LfU (2009) werden die Flurstücke 233 und 234 mit dem Biotopcode 07170020 
(flächige Obstbestände (Streuobstwiesen); überwiegend mittleres Alter (> 10 Jahre)) eingestuft.  
Alle Maßnahmen, die zu einer Zerstörung oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung dieses Biotopes führen können, sind verboten. 
(…)“ 

 
Berücksichtigung: In „Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungs-
plan GML-30 Wohngebiet am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017   
 
„1.  Veranlassung  
 
(…) Bereits am 21.03.2016 lag ein zunächst positiver Bauvorbescheid der Gemeinde zur Bebauung 
des Flurstücks 233 vor, der die Errichtung eines dem Charakter des umgebenden Wohngebietes ent-
sprechenden Einfamilienhauses ermöglichen sollte. Die hierbei zunächst getroffene Vorabeinstufung 
des bislang unbebauten Flurstücks als Streuobstwiese mit Schutzstatus nach § 30 BNatschG in Ver-
bindung mit § 18 Nr. 1 BbGNatschAG war unter Anwendung des § 1, Nr. 4.2 der Brandenburger Bio-
topschutz-Verordnung als unzutreffend einzustufen, da der vorhandene Restbestand an Obstbäumen 
nicht die erforderliche Anzahl und Stammumfänge erreicht. 
Dem naturschutzrechtlichen Erfordernis zur Erstellung eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages und 
eines Eingriff-Ausgleichsplanes inkl. des Kompensationsflächennachweises wurde durch den Antrag-
steller zunächst entsprochen. Auf Veranlassung des Landkreises wurde wegen städtebaulicher bzw. 
baurechtlicher Bedenken jedoch keine Baugenehmigung erteilt.  
Der Vorentwurf des in Überarbeitung befindlichen Flächennutzungsplanes (SPATH & NAGEL 2016) 
sieht für den gesamten Bereich, einschließlich der sich nach Norden anschließenden hängigen Grün-
landflächen ebenfalls weiterhin die Ausweisung als Wohnbaufläche vor. Die Darstellungen zu geschütz-
ten Biotopen repräsentieren nicht den aktuellen Stand.“ 
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Im o. g. Fachbeitrag wird unter 4.2 Biotope und Arten, 4.2.1 Vegetation weiterhin ausgeführt: 

 
 

 
 
Demnach sind Obstbestände eines überwiegenden mittleren Alters   > 10 Jahre im Plangebiet nur sehr 
kleinflächig vorhanden.  
Flächige Obstbestände (Streuobstwiesen, Biotopcode 07170020) wurden im Plangebiet, auch unter 
Berücksichtigung des Vorzustandes 2016, nicht festgestellt. Der ehemaligen Einstufung (2009) als ge-
schütztes Biotop lag kein terrestrischer Abgleich zugrunde. Darüber ist mit der Sachbearbeiterin im 
Vorfeld 2016 mehrfach gesprochen worden. 
Dem entsprechend kommt der o. g. Fachbeitrag zu folgendem Ergebnis: 
„Geschütze Biotope / FFH-Lebensraumtypen  
Im Geltungsbereich existieren keine nach § 30 BNatschG in Zusammenhang mit § 18 BbgNatSchAG 
und der Biotopschutzverordnung für Brandenburg geschützten Biotope bzw. FFH-Lebensraumtypen. 
(…)“ 
 
Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Allgemein: 
Der besondere Artenschutz ist bei konkreten Vorhaben auch zukünftig zu beachten.  
Insbesondere gilt dies im Zusammenhang mit Abriss- und Sanierungsvorhaben, aber auch bei Ge-
hölzfällungen. (…)“ 

 
Berücksichtigung: Der Hinweis ist entsprechend zu berücksichtigen. 
 



 
Bebauungsplan GML Nr. 30 „Wohngebiet am Katzensteg“ OT Mühlenbeck  Satzung Januar 2018 

Planungsbüro Ludewig GbR 57

Der Landkreis Oberhavel teilte mit Schreiben vom 29.12.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes 
weiterhin mit: 

„3. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
3.1 Weiterführende Hinweise 
(…) 
Sollten Gehölze innerhalb von rechtskräftigen Bebauungsplänen gefällt werden, ist die Baum-
schutzsatzung der Gemeinde anzuwenden. Die Fällung von Gehölzen außerhalb rechtskräftiger 
Bebauungspläne unterliegt der Eingriffsregelung und ist gemäß der HVE 2009 zu kompensieren. 
Die Planung ist hierauf zu prüfen und ggf. anzupassen.“ 

 
Berücksichtigung: In der Begründung des Bebauungsplanes wird hierzu ausgeführt: 
 
„I/ 7.2.2 Baumschutz 
(…) 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Ge-
meinde Mühlenbecker Land (Baumschutzsatzung). Sie wird nachrichtlich in den vorliegenden Be-
bauungsplan übernommen und liegt in der Anlage der Begründung des Bebauungsplanes bei. Diese 
Satzung regelt das Genehmigungserfordernis sowie den Ausgleichsbedarf für die Fällung der von ihr 
erfassten Gehölze. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung auch im Plange-
biet.“  
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Rechtliche Grundlagen, Quellen 
Rechtliche Grundlagen des Bebauungsplanes 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 

3786) 
- Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung des Gesetz zur Novellierung der Branden-

burgischen Bauordnung und zur Änderung des Landesimmissionsschutzgesetzes vom 19. Mai 2016, 
Bekanntmachung vom 20. Mai 2016 (GVBl. I Nr. 14)  

- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4.Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist 

 
Weiterführende rechtliche Grundlagen 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 

2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 4 des Gesetzes vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1074) geändert worden ist 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist 

- BbgNatSchAG - Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz Brandenburgisches Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz - Brandenburg - Vom 21. Januar 2013 (GVBl. I Nr. 3 vom 
01.02.2013; ber. 16.05.2013 Nr. 21) 

- Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG - vom 24.05.2004 (GVBI. Bbg. Nr.9 vom 24. 
05. 2004, S. 215) 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 
1274), das durch Artikel 55 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist 

- Landesimmissionsschutzgesetz (LImschG) In der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1999 
(GVBl.I/99, [Nr. 17], S.386) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2016 
(GVBl.I/16, [Nr. 14]) 

- Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm) vom Bundeskabinett am 11.08.1998 beschlossene Fassung 

- Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) [1] In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 
2012 (GVBl.I/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Januar 
2016 (GVBl.I/16, [Nr. 5]) 

- Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 122 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert worden ist 

- Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 
(GVBl.I/09, [Nr. 15], S.358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Juli 2014 (GVBl.l/14 Nr. 27)) 

- Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007(GVBI. l S. 235) 
- Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 27.05.2015 (GVBI. 

II Nr. 24 vom 02.06.2015), (rückwirkend in Kraft gesetzt zum 15. Mai 2009)  
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung" (ReP-

Wind) vom 05. März 2003 (im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 36 vom 10.09.2003, S. 843) 
- Entwurf des Regionalplans Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP 

FW) vom 21. April 2015 
- Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW- / AbfG) 
- Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden ist, 
- Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), das zuletzt durch Artikel 

9 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist, 
- Energieeinsparungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. September 2005 (BGBl. I S. 

2684), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 2197) geändert worden 
ist, 

- Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 24. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1789) geändert worden ist 

- Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde Mühlenbecker Land 
- Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zum Schutz von Bäumen und Sträuchern und zur Festle-

gung von Nachpflanzungen (Gehölzschutzsatzung) vom 06.12.2016 
- Verordnung über das Naturschutzgebiet „Tegeler Fließtal“ vom 05. September 2002 (GVBl.II/02, [Nr. 

29], S.638), geändert durch Verordnung vom 26. Mai 2003 (GVBl.II/03, [Nr. 15], S.329) 
- Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Westbarnim" des Ministeriums für Umwelt, Natur-

schutz und Raumordnung vom 10.07.1998 war mit Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg Nr. 20; Teil II - Verordnungen; vom 06.08.1998, S.482 
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Quellen 
- Flächennutzungsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land, OT Mühlenbeck (in Kraft getreten 

16.09.2003) Architekturbüro KKG Kempf Kempchen Güldenberg Planungsgesellschaft mbH, Berlin 
- Vorentwurf des Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land vom 21.03.2016, Spath + Nagel, 
Büro für Städtebau und Stadtforschung, Berlin 
- Angaben zu Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht und Darstellungen: Kartendienst des Lan-

desamtes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Landesumweltamt Brandenburg. Karten-
grundlage: Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg 

- Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung HVE des Ministeriums für ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg vom April 2009. 

- Naturpark „Barnim“, Erklärung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung Branden-
burg vom 24.09.1998 

- Fachinformationssystem Boden, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, www.geo-
brandenburg.de) 

- Hydrogeologischen Karte Brandenburg, (Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, www.geo-
brandenburg.de) 

- Biotoptypenkartierung Brandenburg, Kartieranleitung Landesumweltamt Brandenburg 
- Webseite des Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 

https://www.metaver.de/kartendienste?lang=de&topic=anbieter&bgLayer=webatlasde_light&X=58462
31.46&Y=794311.75&zoom=9&language=ger||bimschg||1.3.0||&layers_visibility=false,false,false,false,
false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false,false (letz-
ter Zugriff 12.07.2017) 

- Baugrundgutachten BG160726-1 zum Bauvorhaben: Neubau eines Wohnhauses im Katzensteg, in 
16567 Mühlenbeck OT Summt (BEGUMA - Dr. Alfred Utke,  Berlin, 28.07.20 16) 

- 2. Entwurf des Sachlichen Teilplanes "Freiraum und Windenergie" der Regionalen Planungsgemein-
schaft Prignitz-Oberhavel vom 26.04.2017 

- Biotopkartierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan GML-30 Wohngebiet 
am Katzensteg, OT Mühlenbeck“, Dipl. Ing. Chr. Klemz, Oktober 2017 

- Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan GML Nr. 30 "Wohngebiet am Katzensteg" in der 
Gemeinde Mühlenbecker Land, Ortsteil Summt Bericht SUM 17.163.01 P (ALB Akustiklabor Berlin 
Albrecht Geuer Jobstvogt, Berlin, 08.11.2017) 
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Bebauungsplan GML Nr. 30 „Wohngebiet am Katzensteg“ 
(Satzung Januar 2018) 

 

Textliche Festsetzungen gem. §9 BauGB i.V.m. BauNVO und BbgBO 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 
Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des allgemeinen Wohngebietes WA 
gemäß §4 BauNVO wird festgesetzt: 
 
(1) Allgemein zulässig sind Nutzungen nach §4(2) BauNVO. Das sind: 

1. Wohngebäude, 
2. nicht störende Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
(2) Gem. §1(5) BauNVO wird bestimmt, dass folgende Nutzungen nach §4(2)2. BauNVO nicht zulässig 
sind: 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
 
(3) Gem. §1(6) BauNVO wird bestimmt, dass  die Ausnahme nach §4(3)5. BauNVO (Tankstellen) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes wird. 
 
(4) Nutzungen nach §4(3) Nr. 1 bis 4 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig. Das sind: 

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
3. Anlagen für Verwaltung, 
4. Gartenbaubetriebe 

 
 
2.  Maß der baulichen Nutzung (§9 BauGB, BauNVO) 
 
2.1 Grundflächenzahl und Größe der Grundflächen baulicher Anlagen  
(§9(1)1. BauGB, § 16(2)1. BauGB 
 
(2) Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des allgemeinen Wohngebietes wird 
festgesetzt: 
Grundflächenzahl:    GRZ 0,2 
maximale Grundfläche baulicher Anlagen: GR 200 m² je Gebäude 
 
 
2.2 Zahl der Vollgeschosse (§9(1)1. BauGB §16(2)3. BauNVO) 
 
Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baugebietsflächen des allgemeinen Wohngebietes wird 
festgesetzt: 
 
Zahl der Vollgeschosse als Obergrenze: II Vollgeschosse 
 
 
3. Bauweise (§9(1)2. BauGB, BauNVO) 
 
Es wird eine offene Bauweise gemäß §22(2) BauNVO festgesetzt. Zulässig sind nur Einzel- und Dop-
pelhäuser. 
 
 
4.  Mindestgrundstücksgröße (§9 Abs.1 Nr.3 BauGB, BauNVO) 
 
Es wird eine Mindestgrundstücksgröße für Baugrundstücke von 600 m² festgesetzt. 
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5.  Versickerung von Niederschlagswasser (§9(1)14. BauGB) 
 
Das von den bebauten Grundflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück, auf dem 
es anfällt, zurückzuhalten bzw. zu versickern. 
 
 
6. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (§9 Abs. 1 Nr. 24. BauGB) 
 
(1) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA muss zum Schutz ge-
gen Lärm mindestens ein Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufent-
haltsräumen müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume, mit mindestens jeweils einem zum Lüften 
notwendigen Fenster zu der nordwestlichen Baugrenze orientiert sein. Alternativ ist die entsprechende 
Anzahl von Aufenthaltsräumen in Wohnungen mit einer schallgedämmten Lüftungseinrichtung auszu-
statten, die einen ausreichenden Luftwechsel gewährleistet, oder es müssen im Hinblick auf Schall-
schutz und Belüftung gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art durchgeführt werden. Bei Maß-
nahmen gemäß Satz 2 müssen die Schalldämmanforderungen gemäß den textlichen Festsetzungen 2 
und 3 auch bei Aufrechterhaltung des Mindestluftwechsels eingehalten werden.  
 
(2) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA müssen die Außenbau-
teile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang der nach Südosten orientierten Fassaden gesamte 
bewertete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges  gemäß DIN 4109-1:2016-07 in Verbindung mit E DIN 
4109-1/A1:2017-01 von mindestens 38 dB aufweisen.   
 
(3) In den Gebäuden in dem in der Planzeichnung festgesetzten Baugebiet WA müssen die Außenbau-
teile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen entlang der nach Südwesten und nach Nordosten orientier-
ten Fassaden gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße erf. R' w,ges gemäß DIN 4109-1:2016-07 in 
Verbindung mit E DIN 4109-1/A1:2017-01 von mindestens 36 dB aufweisen. 
 
(4) Ausnahmsweise kann eine Minderung der sich aus den textlichen Festsetzungen 2 und 3 ergeben-
den Bau-Schalldämm-Maße zugelassen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren ein geringerer 
maßgeblicher Außenlärmpegel nachgewiesen wird, als im Bebauungsplan angenommen wurde. 
 
Hinweis:  Die Normen DIN 4109-1:2016-07, E DIN 4109-1/A1:2017-01, DIN 4109-2:2016-07 und   
  E DIN 4109-2/A1:2017-01 werden in der Gemeindeverwaltung Mühlenbecker Land, Fachbe-

reich 1 Bauen, Ordnung und Bürgerservice, Liebenwalder Straße 1, 16567 Mühlenbecker 
Land zur Einsichtnahme bereitgehalten. 

 
 
II. Nachrichtliche Übernahme gemäß §9(6) BauGB 
 
(1) Für das Plangebiet gilt die Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze in der Gemeinde 
Mühlenbecker Land (Stellplatzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(2) Für das Plangebiet gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde Mühlenbe-
cker Land (Baumschutzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 
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Planzeichnung  
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Anlagen 
 
 

Satzung der Gemeinde Mühlenbecker Land über die Herstellung notwendiger Stellplätze  
(Stellplatzsatzung)  
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Neufassung vom 10. Oktober 
2001 (GVBI. I S. 154) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBI. I S. 59) in Verbin-
dung mit § 81 Abs. 4 Nr. 1 und 2 der  Brandenburgischen  Bauordnung  vom  16. Juli 2003 (GVBI. II S. 210), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. Oktober 2003 (GVBI. I S. 273), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlen-
becker Land in öffentlicher Sitzung am 19.09.2005 folgende Satzung in der Fassung vom 08. August 2005 be-
schlossen:  
 

§ 1 Geltungsbereich  
(1) Die Satzung gilt im gesamten Gemeindegebiet.  
(2) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung   oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen sowie anderen 

Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist.  
 

§ 2 Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplätze  
(1) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen müssen die notwendigen Stell-

plätze gemäß den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 dieser Satzung hergestellt werden.  
Der Nachweis der fertiggestellten Stellplätze ist der Gemeinde vor Abnahme des Bauvorhabens schriftlich anzuzei-

gen.  
(2) Bei Nutzungsarten, die in den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 nicht genannt sind, ist der 

Stellplatzbedarf unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für Nutzungsarten mit vergleichbarem 
Stellplatzbedarf zu ermitteln.  

(3) Bei  baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- und Auslieferungsverkehr kann zusätzlich eine ausreichende 
Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen verlangt werden.  

(4) Bei baulichen Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr mit Autobussen oder Motorrädern zu erwarten ist, kann 
zusätzlich eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Autobusse oder Motorräder verlangt werden.  

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung anderer Anla-
gen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. 

 

§ 3 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Errichtung einer baulichen Anlage  
(1) Soweit der Stellplatzbedarf nach der Hauptnutzfläche zu  bemessen ist, sind die Flächen nach DIN 277 in der 

jeweils gültigen Fassung zu ermitteln.  
(2) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Bedarf für die jeweilige Nutzungsart getrennt zu 

ermitteln (vergleiche Anlage 1 dieser Satzung). Erfolgen unterschiedliche Nutzungen zu verschiedenen Tages-
zeiten, so ist eine zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze zulässig. Eine Mehrfachnutzung darf sich 
zeitlich nicht überschneiden; bei Mehrfachnutzung ist die Nutzungsart mit dem größten Stellplatzbedarf maßge-
bend.  

 

§ 4 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen  
(1) Bei der Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen Anlage ist der Stellplatzbedarf neu zu ermitteln. 
(2) Der Bestand an vorhandenen oder durch Stellplatzablösevertrag abgelösten notwendigen Stellplätzen wird an-

gerechnet.  
(3) Ist der Bestandschutz für eine bauliche Anlage vor der Änderung oder Nutzungsänderung der baulichen Anlage 

erloschen, erfolgt die Ermittlung des Stellplatzbedarfs nach § 2 ff dieser Satzung.  Dies gilt entsprechend, wenn 
es sich um eine früher militärisch genutzte bauliche Anlage handelt, die mit Aufgabe der militärischen Nutzung 
erstmals unter die gemeindliche Planungshoheit und den Anwendungsbereich der Brandenburgischen Bauord-
nung gefallen ist.  

 

§ 5 Zulassung einer Abweichung von den Richtzahlen; Minderung des Stellplatzbedarfs  
(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann erhöht oder verringert werden, wenn die örtlichen Verhältnisse des 

Baugrundstückes oder die besondere Art, Nutzung oder Änderung der baulichen Anlage dies erfordern oder zu-
lassen.  

(2) Eine Minderung von maximal 20 Prozent kann im Einzelfall zugelassen werden, wenn das Vorhaben in nicht 
mehr als 300 m fußläufiger Entfernung von den Haltestellen regelmäßig verkehrender öffentlicher Personen-
nahverkehrsmittel entfernt liegt.  

Regelmäßig verkehrt ein Personennahverkehrsmittel, wenn es in der Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr in einer Taktfolge 
von maximal 20 Minuten verkehrt.  

(3) Eine Minderung des Stellplatzbedarfs ist nicht zulässig, wenn notwendige Stellplätze ganz oder teilweise nach § 
43 Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung abgelöst werden (Stellplatzablösevertrag).  

 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten  
Ordnungswidrig im Sinne von § 79 Abs. 3 Nr. 2 BbgBO handelt, wer  
1. notwendige Stellplätze im Sinne des § 2 dieser Satzung nicht errichtet oder  
2. bereits errichtete notwendige Stellplätze im Sinne dieser Satzung beseitigt  oder  
 

§ 7 In-Kraft-Treten  
Diese Satzung tritt am Tage nach  ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Mühlenbecker Land, den 25.10.2005  
gez. Brietzke  Siegel    
Bürgermeister      
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